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ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS UND GLOSSAR 
 

50Hertz  50Hertz Transmissions GmbH 

µT  Microtesla 

AC  Bezeichnung für Wechselstrom (engl. alternating current) 

ALKIS  Amtliches Liegenschaftskatasterinformationssystem 

ATKIS  Amtliches Topographisch-Kartographisches Informationssystem 

AVV  Allgemeine Verwaltungsvorschrift 

AZ  Ackerzahl 

BauGB  Baugesetzbuch 

BBPIG  Bundesbedarfsplangesetz 

BBodSchG  Bundesbodenschutzgesetz 

BE-Fläche  Baustelleneinrichtungsfläche 

BfG  Bundesanstalt für Gewässerkunde 

BfN  Bundesamt für Naturschutz 

BFP  Bundesfachplanung  

BGBl  Bundesgesetzblatt 

BGHU  Baugrundhauptuntersuchung 

BK 50  Bodenkarte, Maßstab 1:50.000 

BMVBW  Bundesministerium für Verkehr, Bau und Wohnungswesen 

BNatSchG  Bundesnaturschutzgesetz 

BNetzA  Bundesnetzagentur 

BVerwG  Bundesverwaltungsgericht 

bzw.  beziehungsweise 

CEF-Maßnahme vorgezogene Ausgleichsmaßnahme (engl. continuous ecological functio-
nality-measures) 

dBA  Schalldruckpegel, Messgröße zur Bestimmung der Stärke von Geräusch-
pegeln 

DB AG  Deutsche Bahn AG 

DC  Gleichstrom (engl. direct current) 

DigiNetzG  digitale Hochgeschwindigkeitsnetze 

DLM  Digitales Landschaftsmodell 

DOP  Digitales Orthofoto, entzerrte Luftbilder, die die Landschaft lagerichtig ab-
bilden 

DSchG SH Denkmalschutzgesetz Schleswig-Holstein - Gesetz zum Schutz der 
Denkmale 

eiBkA   ernsthaft in Betracht kommende Alternativen 

ElbX Elbquerung 
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EMF  Elektromagnetische Felder 

EnWG  Energiewirtschaftsgesetz 

etc.  et cetera 

EU  Europäische Union 

evtl. eventuell 

EZG  Einzugsgebiet 

FCS-Maßnahme  Maßnahmen zur Sicherung des Erhaltungszustandes 

FFH  Fauna-Flora-Habitat 

FNP  Flächennutzungsplan 

fTK festgelegter Trassenkorridor (nach § 12 NABEG) 

GGL  GIS-gestützte geomorphologische Landschaftsanalyse 

GIS  Geoinformationssystem 

GOK  Geländeoberkante 

GrwV  Grundwasserverordnung 

Gw  Grundwasser 

GW  Gigawatt (1.000.000.000 W), Einheit der elektrischen Leistung 

GWM  Grundwassermessstelle 

ha  Hektar 

HDD  Horizontalspülbohrverfahren (engl. horizontal directional drilling) 

HGÜ  Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragung 

HVDC Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragung (engl. high-voltage direct cur-
rent) 

Hz  Hertz, Einheit für die Frequenz  

IBN Inbetriebnahme 

i. d. R.  in der Regel 

IGBT Bipolartransistor mit isolierter Gate-Elektrode 

inkl. inklusive  

i. S. v. im Sinne von 

i. V. m.  in Verbindung mit 

KAS  Kabelabschnittsstation 

KKS  kathodischer Korrosionsschutz 

km   Kilometer 

kV  Kilovolt (1.000 V) 

LABO Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz 

LAI Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz 

LAWA  Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser 
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LBEG Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

LBodSchG Landesbodenschutzgesetz 

LBP  Landschaftspflegerischer Begleitplan 

LED  light-emitting diode 

LEP  Landesentwicklungsprogramm 

LF  Landwirtschaftliche Fläche 

LGLN Landesamt für Geoinformation und Landesentwicklung Niedersachsen 

LImSchG Landesimmissionsschutzgesetz 

LKW  Lastkraftwagen 

LLUR Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 

LNatSchG  Landesnaturschutzgesetz 

LROP Landesraumordnungsprogramm 

LRP Landschaftsrahmenplan 

LRT  Lebensraumtyp 

LSG  Landschaftsschutzgebiet 

LuftVG  Luftverkehrsgesetz 

LWaldG  Landeswaldgesetz 

LWL  Lichtwellenleiter 

m  Meter 

MELUND Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
Räume Schleswig-Holstein 

mind. mindestens 

mm  Millimeter 

MT  Microtunnel 

NAGBNatSchG Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 

Natura 2000 Natura 2000 ist der Name für ein europaweites Netz von nach EU-Recht 
geschützten besonderen Schutzgebieten. Natura 2000 umfasst die Ge-
biete von gemeinschaftlicher Bedeutung nach der FFH-Richtlinie sowie 
die Schutzgebiete nach der Vogelschutzrichtlinie. 

NBodSchG Niedersächsisches Bodenschutzgesetz 

Nds./NI Niedersachsen 

NEP  Netzentwicklungsplan 

NLD Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege 

NLfB Niedersächsisches Landesamt für Bodenforschung 

NLT Niedersächsischer Landkreistag 

NLWKN Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Na-
turschutz 
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WSG-VO Wasserschutzgebietsverordnung 

WVU  Wasserversorgungsunternehmen 

z. B.  zum Beispiel 

z. T.  zum Teil 
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Nach Prüfung der verschiedenen in Frage kommenden Alternativen und unter Berücksichti-

gung der eingebrachten und erörterten Einwendungen und Stellungnahmen wurde von der 

Bundesnetzagentur für den Abschnitt A am 31.01.2020 ein ca. 102 km langer Trassenkorridor 

festgelegt, in welchem das Erdkabelvorhaben zu verwirklichen ist. Dieser Korridor entspricht 

mit Ausnahme des Trassenkorridorsegments (TKS) 402 dem Vorschlagskorridor der Vorha-

benträger. Das TKS 402 ersetzt das TKS 23b aus den Unterlagen der Bundesfachplanung, da 

im Bereich der geplanten Anschlussstelle der BAB A 20 bei Burweg in Niedersachsen auf-

grund neuer Erkenntnisse nachträglich eine Verschwenkung durchgeführt wurde. Der festge-

legte Trassenkorridor bildet nun die Grundlage für das nachfolgende Planfeststellungsverfah-

ren, in welchem innerhalb des Korridors der beste Verlauf der Trasse gesucht und von der 

Bundesnetzagentur als zuständiger Planfeststellungsbehörde nach einer weiteren Beteiligung 

festgelegt wird.  

Als erster Schritt auf dem Weg zur Planfeststellung legen die Vorhabenträger für den jeweili-

gen Planfeststellungsabschnitt einen Antrag auf Planfeststellungsbeschluss vor. In diesem An-

trag wird ein erster Trassenvorschlag sowie in Frage kommende Alternativen für die Trassen-

führung beschrieben und erläutert, nach welchen Kriterien die jeweiligen Trassen ermittelt wur-

den. Darüber hinaus enthält der Antrag einen Vorschlag für den Untersuchungsrahmen und 

der für die Planfeststellung zu erstellenden Unterlagen.  

Einen Überblick über die einzelnen Planungsschritte gibt die folgende Abbildung 1. 
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0.2.1.5 Kabelverlegung 

Bei der Kabelverlegung wird im Grundsatz von der offenen Verlegeweise (Graben) ausgegan-

gen. Neben der offenen Bauweise gibt es noch alternative Verlegemethoden wie z. B. Pflug-

verfahren oder E-Power-Pipe, die derzeit in Projekten der TenneT in Erprobung sind. Der Vor-

habenträger ist offen für neue Verlegetechnologien und sucht den Austausch mit Herstellern 

und Bauunternehmen, um bestmögliche Konzepte zu identifizieren. Jedoch sind die Anforde-

rungen an die präzise Verlegung von Höchstspannungserdkabeln deutlich höher als in den 

untergelagerten Netzen. Deshalb muss erst in Tests gezeigt werden, ob diese Anforderungen 

genauso sicher und effektiv erfüllt werden können wie bei den bisherigen Verlegetechniken, 

um die Betriebssicherheit dauerhaft zu gewährleisten. Die Art der Verlegung in einem konkre-

ten Bereich wird im Rahmen der weiteren Detailplanung festgelegt. 

Innerhalb des Elbtunnels erfolgt die Erdkabelverlegung als Kabeleinzug in das Tunnelbauwerk 

0.2.1.6 Bodenschutz 

Im Rahmen der Planfeststellung wird das Schutzgut Boden aufgrund der Betroffenheit durch 

die Bodenbewegungen und die benötigten Baustraßen besonders berücksichtigt. Für die Un-

terlagen nach § 8 NABEG wurden bereits schutzwürdige Böden mit besonderen Funktionen 

im Naturhaushalt und Böden mit einer besonderen Empfindlichkeit gegenüber Bodenverdich-

tung und Bodenerosion erfasst. Darüber hinaus hat der Vorhabenträger in einem gemeinsa-

men Dialog mit Fachbehörden sowie Interessensverbänden der Land- und Forstwirtschaft Leit-

linien zum Bodenschutz bei Erdkabelprojekten entwickelt. Diese zielen darauf ab, die Belange 

von Eigentümern und Bewirtschaftern bereits so früh wie möglich in der Planung zu berück-

sichtigen. Als projektübergreifender allgemeiner Rahmen definieren die Leitlinien vorsor-

gende, baubegleitende und nachsorgende Maßnahmen zum Bodenschutz. Im Zuge der wei-

teren Planung werden diese Leitlinien zu regionalen Bodenschutzkonzepten weiter konkreti-

siert. Aufgrund seiner Bedeutung und der besonderen Betroffenheit des Schutzgutes Boden 

durch das geplante Vorhaben Nr. 3 wird im vorliegenden Antrag nach § 19 NABEG im vorge-

sehenen Untersuchungsrahmen für die Planfeststellungsunterlagen die Erstellung eines Bo-

denschutzkonzepts vorgeschlagen. Ziel ist dabei die Ausarbeitung von Empfehlungen zur Be-

rücksichtigung und Umsetzung der bodenschutzrechtlichen Belange. Zudem ist eine Unter-

lage zur Landwirtschaft vorgesehen, um die spezifischen Belange zu prüfen sowie Konflikte 

hinsichtlich der landwirtschaftlichen Interessen mit denen des geplanten Vorhabens mithilfe 

von Maßnahmen zu vermeiden oder zu minimieren.  

0.2.2 Trassenvorschlag und in Frage kommende Alternativen im Abschnitt A2 

0.2.2.1 Vorgehen bei der Trassierung 

Bei der Erarbeitung des Trassenvorschlags wurden zahlreiche Planungsleit- und Planungs-

grundsätze beachtet. So wurde z. B. eine Trassenführung vermieden, durch die es zu Konflik-

ten mit Siedlungsbereichen oder Nutzungen käme, die in Bauleitplänen dargestellt sind. 

Ebenso wurden Bereiche nach Möglichkeit umgangen oder im Falle der Elbe unterquert, die 

im Hinblick auf Umweltschutzgüter (z. B. Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser) einen besonde-

ren Schutzstatus oder eine hohe Empfindlichkeit aufweisen. Darüber hinaus wurden Belange 
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des Baugrundes und kabelspezifische Aspekte beachtet, wie z. B. die maximale Länge der 

einzelnen Kabelabschnitte oder bautechnische Anforderungen des Tunnelbaus unterhalb der 

Elbe. Unter weitgehender Berücksichtigung der genannten Belange wurde eine möglichst 

kurze, geradlinige Trassenführung zu und von den Schachtstandorten des Tunnelbauwerks 

und unterhalb der Elbe erarbeitet und im Hinblick auf technische und ökologische Kriterien 

optimiert.  

Der Trassierung liegen die bereits im Rahmen der Bundesfachplanung erhobenen Daten zu 

Grunde. Darüber hinaus wurde (abgesehen von der Elbe) die gesamte Trasse begangen, um 

auch in der Örtlichkeit die Machbarkeit des Trassenvorschlags zu überprüfen. In den Prozess 

der Trassenfindung sind auch die Ergebnisse aus der Öffentlichkeitsbeteiligung eingeflossen. 

Dabei handelt es sich um Hinweise und Vorschläge, die sich auf die Planfeststellung beziehen 

(Trassierungshinweise) und noch nicht bereits in den Unterlagen nach § 8 NABEG berück-

sichtigt wurden. Hierfür wurden Hinweise und Informationen über Veranstaltungen vor Ort und 

die Online-Plattform WebGIS eingeholt sowie die Einwendungen und Stellungnahmen an die 

Bundesnetzagentur ausgewertet. Auch die Hinweise aus den Erörterungsterminen des Ab-

schnitts A wurden berücksichtigt (vgl. Kapitel 5.3).  

0.2.2.2 Beschreibung des Trassenverlaufs 

Das Trassenvorschlagssegment (TVS) beginnt nördlich der B 431 nahe der Gemeindegrenze 

zwischen Brokdorf und Wewelsfleth. Der Trassenvorschlag (TV) quert zunächst in südsüd-

westlicher Richtung in geschlossener Bauweise die Bundesstraße B 431 und führt anschlie-

ßend zu dem geplanten Start-Schachtstandort für die Elbquerung in Schleswig-Holstein zwi-

schen Hollerwettern und Dammducht. Von hier aus verläuft der TV innerhalb des geplanten 

Tunnelbauwerks und unterquert in diesem die Elbe annähernd rechtwinklig in südwestlicher 

Richtung. Auf niedersächsischer Seite verlässt der TV das Tunnelbauwerk an dem geplanten 

Ziel-Schachtstandort nördlich von Holenwisch und verläuft anschließend weiter in südwestli-

cher Richtung durch eine Bebauungslücke des Ortsteils Holenwisch bis südlich des Schinkel-

wegs zwischen Schinkel und Hamelwörden. 

Die ausführliche Beschreibung des Trassenvorschlags innerhalb des Segments 004 erfolgt in 

Form eines Steckbriefs, der dem Antrag auf Planfeststellungsbeschluss als Anhang (Kapitel 

5.1.1) beigefügt ist. Der Steckbrief beinhaltet neben den administrativen Informationen eine 

Kurzbeschreibung des Trassenvorschlags sowie die Herleitung und Begründung des gewähl-

ten Verlaufs unter Berücksichtigung von Bereichen eingeschränkter Trassierungsmöglichkeit. 

Abschließend werden in einer Zusammenfassung noch einmal prägnante, den Trassenverlauf 

bestimmende Bereiche bzw. Querungen aufgelistet. Der Steckbrief enthält auch Abbildungen 

des zu beschreibenden Bereichs mit einer Auswahl an für die Begründung der Trassenführung 

relevanten Kriterien. Im Steckbrief befinden sich auch die entsprechenden Hinweise auf die 

dazugehörigen Alternativensteckbriefe (Kapitel 5.2).  

0.2.2.3 Entwicklung von Alternativen 

Bei der Entwicklung des Trassenvorschlags hat sich für die Schachtstandorte auf beiden Elb-

seiten ergeben, dass zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht entschieden werden kann, mit welcher 

Lage der Schachtstandorte das Ziel einer umweltverträglichen (insbesondere bezogen auf die 
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0.3 Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt 

Bei der Verwirklichung des Gesamtvorhabens SuedLink sind Auswirkungen auf die verschie-

denen Umweltschutzgüter unvermeidlich. Dabei besteht allerdings ein großer Unterschied zwi-

schen Auswirkungen, die nur vorübergehend (temporär) während der Bauzeit auftreten, und 

Auswirkungen, mit denen dauerhaft während der Betriebsphase zu rechnen ist. 

In der Bauphase werden für die Baustelle entlang der Trasse sowie für die Schachtstandorte 

des Tunnelbauwerks Flächen beansprucht, die u. a. die Kabelgräben, Baustraßen, Zuwegun-

gen und Lagerflächen für Maschinen und Material sowie Flächen für den Aushub umfassen. 

Auf diesen Flächen muss die Vegetation weitgehend entfernt werden, darüber hinaus können 

Tiere gestört oder geschädigt werden. In den Kabelgräben sowie Baugruben und Baustellen-

einrichtungsflächen wird in den Boden eingegriffen, bei hoch anstehendem Grundwasser oder 

bei starken Niederschlägen muss ggf. Wasser aus dem Kabelgraben bzw. der Tunnelbaustelle 

gepumpt werden (je nach Bauverfahren). Licht und Schall können auch im Umfeld der Bau-

stelle zu Beeinträchtigungen von Menschen oder empfindlichen Tieren führen, insbesondere 

im Bereich der mehrjährigen Tunnelbaustellen. 

Nach der Verlegung des Kabels werden die in Anspruch genommenen Flächen so weit wie 

möglich wiederhergestellt und der ursprünglichen Nutzung zugeführt. Eine Veränderung der 

Vegetation und der Landschaft ist dann nur noch im Bereich von Gehölzen sowie im Bereich 

der Betriebs- und Zugangsgebäude des Tunnelbauwerks wahrnehmbar, da tiefwurzelnde Ge-

hölze nicht auf der Kabeltrasse wachsen dürfen und die Gebäude dauerhaft bestehen bleiben. 

Durch den Betrieb des Kabels wird außerdem der Boden in unmittelbarer Nähe der Kabel 

erwärmt. Darüber hinaus entstehen magnetische Felder, die allerdings unterhalb der gesetzli-

chen Grenzwerte bleiben.  

Die nachfolgende Übersicht zeigt die potenziellen Auswirkungen des Gesamtvorhabens auf 

die Umweltschutzgüter gegliedert nach den jeweiligen Wirkfaktoren: 
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0.4.3 Zu erstellende Unterlagen und Gutachten 

Dem Antrag auf Planfeststellungsbeschluss nach § 19 NABEG sind alle Angaben beizufügen, 

welche der Bundesnetzagentur als zuständige Genehmigungsbehörde ermöglichen, den Un-

tersuchungsrahmen nach § 20 NABEG festzulegen, also welche Unterlagen innerhalb des 

Planfeststellungsverfahrens für jeden Abschnitt erstellt werden sollen. 

Der Antrag auf Planfeststellungsbeschluss beinhaltet daher Gliederungsentwürfe und inhaltli-

che Angaben zu allen geplanten einzureichenden Unterlagen.  

Für den Abschnitt A2 wird vorgeschlagen, folgende Unterlagen zu erstellen: 

- Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des Vorhabens (UVP-Bericht): 

Prüfung der Vereinbarkeit des Vorhabens mit den umweltfachlichen Belangen (den so-

genannten Schutzgütern). 

- Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP): Abhandlung der naturschutzrechtlichen 

Eingriffsregelung gemäß Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) inkl. Berücksichtigung 

von Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sowie Erstellung eines Kompensati-

onskonzepts. 

- Natura 2000-Prüfungen: Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens und Prüfung der 

Vereinbarkeit von Projekten mit Gebieten des europäischen Schutzgebietsnetzes Na-

tura 2000 gemäß § 34 BNatSchG. 

- Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag: Prüfung, ob bei der Umsetzung des Vorhabens ar-

tenschutzrechtliche Verbote gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG verletzt werden. 

- Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie: Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens 

auf die Qualität aquatischer Ökosysteme und Prüfung möglicher Betroffenheit gemäß 

EG-WRRL (Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlament und des Rates vom 

23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemein-

schaft im Bereich der Wasserpolitik) und des WHG (Wasserhaushaltsgesetz). 

- Gutachten zum Immissionsschutz: Nachweis über die Einhaltung der immissions-

schutzrechtlichen Grenzwerte gem. 26. BImSchV, des Gebots zur Vermeidung erheb-

licher Belästigungen und Schäden gem. 26. BImSchV sowie Nachweis über die Ein-

haltung der Anforderungen der TA Lärm und der AVV Baulärm. 

- Bodenschutzkonzept: Aufgrund seiner Bedeutung und der besonderen Betroffenheit 

des Schutzgutes Boden durch das geplante Vorhaben wird für die Planfeststellungs-

unterlagen ein Bodenschutzkonzept erstellt. Ziel ist dabei die Ausarbeitung von Emp-

fehlungen zur Berücksichtigung und Umsetzung der (gesetzlich verankerten) boden-

schutzrechtlichen Belange. 

- Unterlage zur Bodendenkmalpflege: Identifizierung, Beschreibung und Bewertung des 

archäologischen Potenzials (Prüfung der bekannten Bodendenkmale und Verdachts-

flächen in ihrer Lage und Ausdehnung, Identifizierung neuer und bisher unbekannter 

Bodendenkmale im Vorfeld der Baumaßnahme), Empfehlungen zu bauvorgreifenden 

bzw. baubegleitenden Maßnahmen. 
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- Unterlage zur Landwirtschaft: Prüfung der Belange der Landwirtschaft in Form einer 

gesonderten Unterlage sowie Vorschlag von Maßnahmen zur Vermeidung und Mini-

mierung von Konflikten hinsichtlich der landwirtschaftlichen Interessen mit denen des 

geplanten Vorhabens. 

- Unterlage mit Angaben zu den sonstigen öffentlichen und privaten Belangen, welche 

noch nicht über die oben genannten Unterlagen berücksichtigt wurden (kommunale 

Bauleitplanung, Bundeswehr, ggf. Bergbau und Rohstoffsicherung, behördliche Ver-

fahren, Infrastruktur, Funkbetrieb, Straßenbau und Schifffahrt). 

- Sonstige Unterlagen und Anträge: z. B. (Verkehrs-)Logistikkonzept, Bauablaufpla-

nung, Konzept zum Umgang mit Drainagen, etc. 

Im Abschnitt A2 sind keine Wasserschutzgebiete durch das Vorhaben betroffen, daher 

erfolgt keine Auseinandersetzung mit der Zulässigkeit des Vorhabens in Wasserschutzge-

bieten und deren Einzugsgebieten.  
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hingegen ist, insbesondere in Folge des Kernenergieausstiegs, zur Gewährleistung der Ver-

sorgungssicherheit zunehmend auf Energietransporte aus anderen Regionen angewiesen. 

Dies gilt ungeachtet des dort voranschreitenden Ausbaus der erneuerbaren Energien.  

Bayern, Baden-Württemberg und Hessen müssen im Jahr 2030 gut 40 % ihres Jahresener-

gieverbrauchs importieren. Im Energiedialog Bayern, der im Februar 2015 abgeschlossen 

wurde, wurde für Bayern ein Leistungsdefizit in Höhe von 5 GW und ein Importbedarf in Höhe 

von 40 TWh festgestellt. Gaskraftwerke und der dezentrale Ausbau erneuerbarer Energien 

ersetzen die Energieproduktion der stillgelegten Kernkraftwerke in Zukunft nicht vollständig. 

Süddeutschland ist daher zur Deckung des Strombedarfs und zur Gewährleistung der Versor-

gungssicherheit auf Energietransporte aus anderen Regionen angewiesen. 

Durch die Verbindung der küstennahen Regionen in Schleswig-Holstein mit den Ballungsräu-

men im Süden um Stuttgart wird die Versorgungssicherheit erhöht. Dies erfolgt, indem sowohl 

starke Nord-Süd- als auch Süd-Nord-Leistungsflüsse ermöglicht werden, ohne das beste-

hende AC-Netz unzulässig zu belasten. Zusätzlich soll die Austauschkapazität mit Norwegen, 

Dänemark und Schweden auf bis zu 4,5 GW gesteigert werden. Hierfür dient die HGÜ-Verbin-

dung als Zu- und Ableitung der zu transportierenden Leistung. Mit der HGÜ-Verbindung von 

Schleswig-Holstein nach Baden-Württemberg wird die Kapazität des Übertragungsnetzes zwi-

schen den betreffenden Regionen wesentlich erhöht und die Energie großräumig und verlust-

arm nach Süden transportiert.  

Insbesondere bei weiträumigem Energietransport reduziert der Einsatz der DC-Technologie 

den Blindleistungsbedarf erheblich. Dazu stellen die HGÜ-Konverter zusätzlich Blindleistung 

für das AC-Netz bereit. Hierdurch trägt das Projekt DC3 zur Einhaltung der AC-Spannungs-

bänder bei und leistet damit einen wichtigen Beitrag zur Spannungsstabilität im AC-Netz.  

Die geplante HGÜ-Verbindung ist eine wesentliche netztechnische Voraussetzung für die 

Übertragung der erwarteten Leistungszubauten von Onshore- und Offshore-Windenergiean-

lagen zu den Verbrauchszentren in Baden-Württemberg. Darüber hinaus schafft die HGÜ-

Verbindung, neben der Erhöhung der Versorgungssicherheit, die Voraussetzung zu einem 

freizügigen Energieaustausch mit Skandinavien.  

In einigen Jahren ist zeitweilig in Abhängigkeit des Dargebots auch mit Phasen einer Überde-

ckung des Lastbedarfs im Süden allein aus erneuerbaren Energien zu rechnen. In diesen Zei-

ten des Leistungsüberschusses an erneuerbaren Energien z. B. aus Photovoltaik ist es mög-

lich auch Leistungen in den Norden zu transportieren.  

Die Anschlusspunkte der HGÜ-Verbindung wurden sowohl im Norden als auch im Süden so 

gewählt, dass der lokale Ausbaubedarf des 380-kV-Netzes minimiert wird.  

Durch die geplante gemeinsame Führung der Verbindungen DC3 und DC4 in weiten Teilen 

als paralleles Erdkabel auf einer Stammstrecke wird der Flächenbedarf und damit der Eingriff 

für Mensch und Natur minimiert. Der alternativ mögliche Ausbau des 380-kV-Höchstspan-

nungsnetzes wäre deutlich umfangreicher und wurde insofern verworfen. 
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Striktes Recht Abwägbare Vorschriften 

Vorschriften bzw. Ge- und Verbote sind die maß-
geblichen Kriterien, an denen eine Beurteilung 
durchzuführen ist. 

Vorschriften sind zu berücksichtigen und können 
einem gewissen Ermessensspielraum unterlie-
gen. 

Die Möglichkeit zur Anwendung von Ausnah-
meregelungen ist grundsätzlich gegeben, es darf 
jedoch nicht gezielt in die Ausnahme geplant wer-
den. 

Abweichungen der Vorschriften sind zwar fach-
lich zu begründen, jedoch nicht im Rahmen einer 
gesetzlich geregelten Ausnahmegenehmigung 
zu begründen. 

 

Die Planungsleit- und Planungsgrundsätze sind nachfolgend aufgeführt. Eine abschließende 

Darstellung aller denkbaren Planungsleit- und Planungsgrundsätze ist jedoch nicht möglich, 

da an dieser Stelle nicht das gesamte öffentliche Recht abgedeckt werden kann. Nachfolgend 

sind die wesentlichen Planungsleit- und Planungsgrundsätze, anhand derer die Projektziele 

der Antragsunterlagen nach § 19 NABEG sowie die Unterlagen nach § 21 NABEG erarbeitet 

werden, aufgeführt. 





























https://www.netzausbau.de/leitungsvorhaben/pci/PCI.html
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Abbildung 3: Verfahrensschritte nach NABEG und TEN-E VO gegenübergestellt  

Quelle: BNetzA 2018a, S. 15 
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Auch im Vorfeld der Anträge nach § 19 NABEG zur Eröffnung der Planungsfeststellungsver-

fahren haben die Vorhabenträger die Öffentlichkeit informell beteiligt. In den von den Korridor-

vorschlägen berührten Regionen fanden von März bis Juni 2019 34 Info-Märkte sowie ergän-

zende Mandatsträgergespräche statt. Insgesamt sind auf den Veranstaltungen selbst oder 

über die Beteiligungsplattform WebGIS über 650 Hinweise für das Gesamtvorhaben SuedLink 

eingegangen, davon beinhalteten rund 60 Hinweise konkrete Vorschläge zum Trassenverlauf. 

Diese Hinweise wurden von den Fachgutachtern der ARGE SuedLink geprüft. Rund 20 Hin-

weise sind in die Grobtrassierungsvorschläge der Anträge nach § 19 NABEG aufgenommen 

worden. Eine Übersicht zur Bewertung der eingegangenen Hinweise in Abschnitt A2 findet 

sich in Kapitel 5.3 der Anträge nach § 19 NABEG. 

Im Rahmen der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung zur Einreichung der Anträge nach 

§ 19 NABEG wurden in erster Linie folgende Stakeholdergruppen einbezogen:  

- Interessierte Öffentlichkeit 

- Politik 

o Abgeordnete des Deutschen Bundestags 

o Abgeordnete der betroffenen Länderparlamente 

o Landräte und Landrätinnen  

o Oberbürgermeister/ -innen und Bürgermeister/ -innen 

- Verwaltung 

o Ministerien der betroffenen Länder 

o Regionale Planungsgemeinschaften 

o Verwaltungen der (Land-)Kreise 

o Verwaltungen der Städte und Gemeinden bzw. Verwaltungsgemeinschaften 

- Verbände und Vereine 

o Bauern- und Waldbesitzerverbände 

o Umweltverbände 

o Wirtschaftsverbände 

- Medien 

o Lokale und überregionale Tageszeitungen 

o Fachmagazine 

o Öffentlicher Rundfunk (Fernsehen und Hörfunk) 
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1.10 Phasen des Planfeststellungsverfahrens 

Folgende Phasen sind für die Planfeststellung bis hin zur Realisierung des Gesamtvorhabens 

vorgesehen: 

Tabelle 3: Phasen des Planfeststellungsverfahrens  

Phase Beschreibung 

1 Beginn der Erarbeitung der Antragsunterlagen gemäß § 19 NABEG 

2 Einreichung der Antragsunterlagen gemäß § 19 NABEG 

3 Antragskonferenz nach § 20 NABEG 

4 Untersuchungsrahmen nach § 20 NABEG wird durch die BNetzA festgelegt 

5 Erstellen der Unterlagen nach § 21 NABEG 

6 Erörterungstermin (§ 22 NABEG) 

7 Planfeststellungsbeschluss (§ 24 NABEG) 

8 Baudurchführung 
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2 BESCHREIBUNG DES VORHABENS 

2.1 Trassenvorschlag und in Frage kommende Alternativen 

Innerhalb des durch die BNetzA gemäß § 12 NABEG festgelegten Trassenkorridors wurde im 

Zuge der Grobtrassierung ein Trassenvorschlag technisch entwickelt und umweltseitig opti-

miert (vgl. Abbildung 4) sowie ein Querungsbauwerk geplant, in welchem eine Erdkabelverle-

gung unterhalb der Elbe ermöglicht wird. In diesen Prozess fließen auch die Ergebnisse aus 

der Öffentlichkeitsbeteiligung ein (vgl. Kapitel 5.3). Dabei handelt es sich um Hinweise und 

Vorschläge, die sich auf die Planfeststellung beziehen (Trassierungshinweise) und noch nicht 

bereits in den Unterlagen nach § 8 NABEG berücksichtigt wurden. Soweit erforderlich, wurden 

in Frage kommende Alternativen erarbeitet. Das methodische Vorgehen zur Auswahl der in 

Frage kommenden Alternativen ist dem Kapitel 2.2 zu entnehmen. Die Trassierung innerhalb 

des Querungsbauwerks hängt dabei unmittelbar von den binnendeichs zu errichtenden 

Schachtstandorten in Schleswig-Holstein und Niedersachsen und der jeweils verbindenden 

Tunnelachse ab. 

 

Abbildung 4: Der iterative Prozess der Grobtrassierung für die Entwicklung des Trassenvor-

schlags und der in Frage kommenden Alternativen für den Antrag gemäß § 19 NABEG 

Bei der Trassierung ist zu berücksichtigen, dass die Planungsleit- und Planungsgrundsätze 

(vgl. Kapitel 1.6) den Rahmen der Grobtrassierung bilden. Grundlegend sind zudem auch die 

kabeltechnischen bzw. kabelspezifischen Aspekte, wie z. B. die maximale Länge des geliefer-

ten Kabels sowie bautechnische Anforderungen des Tunnelbaus unterhalb der Elbe.  

Die Beschreibung des Trassenvorschlags erfolgt in Form eines Segment-Steckbriefs, der als 

Anhang in Kapitel 5.1 enthalten ist. Der Steckbriefe beinhaltet neben administrativen Informa-

tionen eine Kurzbeschreibung des Trassenvorschlags sowie die Herleitung und Begründung 
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Tabelle 4: Übersicht der Steckbriefe zur Beschreibung des Trassenvorschlags und der Alter-

nativen 

Segmentsteckbriefe zugehörige Alternativensteckbriefe 

Nr. Länge Kilometrierung 
(Abschnitt) 

Nr. Länge Kilometrierung 
(Abschnitt) 

004 8,4 km km 0,0 - km 8,4 1 5,4 km  km 1,5 - km 6,9 

2 6,5 km km 1,9 - km 8,4 

Abweichungen in der Summe sind rundungsbedingt 

 

Der Trassenvorschlag im Planfeststellungsabschnitt A2 ist 8,44 km lang. Folgende Gebiets-

körperschaften werden von dem Trassenvorschlag berührt (vgl. Tabelle 5): 

Tabelle 5: Darstellung der betroffenen Gebietskörperschaften 

Bundesländer Schleswig-Holstein Niedersachsen 

(Land-)Kreise Steinburg Stade 

Gemeinden Wewelsfleth Wischhafen 
(Samtgemeinde Nordkehdingen) 

2.2 Erläuterungen zur Auswahl zwischen den in Frage kommenden Alternativen unter Be-
rücksichtigung der erkennbaren Umweltauswirkungen  

Im Planfeststellungsabschnitt A2 wurden zwei Alternativen identifiziert. Die Alternativen wer-

den in den im Anhang Kapitel 5.2 beigefügten Alternativensteckbriefen beschrieben. Im Alter-

nativensteckbrief wird der Auslöser zur Betrachtung einer Alternative sowie relevanter Berei-

che eingeschränkter Trassierungsmöglichkeit aufgezeigt. Jeder Alternativensteckbrief enthält 

auch Abbildungen des zu beschreibenden Bereichs mit einer Auswahl an für die Begründung 

der alternativen Trassenführung relevanten Kriterien.  

Anschließend folgt eine qualitative und quantitative Betrachtung des Trassenvorschlags und 

der Trassenalternative anhand folgender Punkte und Daten aus den § 8 NABEG-Unterlagen: 

1. Raumordnung und Bauleitplanung 

2. sonstige öffentliche und private Belange 

3. UVPG-Schutzgüter 

4. Wirtschaftlichkeit/ bautechnische Besonderheiten/ Sonstiges 

Eine Eintragung von einzelnen Unterpunkten in den Steckbrief erfolgt insbesondere dann, 

wenn die Angaben zur Beantwortung der Frage, ob eine Alternative weiterhin als in Frage 

kommende Alternative betrachtet wird, von Relevanz sind oder als Begründung für die Unter-
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Die maximale Lieferlänge auf einer Kabelspule hängt u. a. von den örtlichen Begrenzungen 

der öffentlichen Zuwegungen ab. Die Transportgewichte der Kabelspulen sind abhängig vom 

Kabeltyp und der Lieferlänge und werden im Regelfall voraussichtlich zwischen ca. 50 t bis 80 

t liegen. 

 

Abbildung 6: Skizze Kesselbrücke 
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Abbildung 7: Skizze Plateau-Fahrzeug 

Abhängig von den Gegebenheiten an der Kabeltrasse wird im Standardfall bei offener Bau-

weise mit Kabellängen von ca. 1.000 m bis 1.500 m gerechnet. In verkehrsgünstigen Fällen, 

sowie unter Beachtung der Verlegerandbedingungen, der Herstellerlimitierungen und der 

Transportbeschränkungen können in bestimmten Fällen Verlegelängen von bis zu 2.000 m 

und gegebenenfalls sogar darüber hinaus eingesetzt werden.  

Es ist vorgesehen, dass unter diesen Voraussetzungen die Anzahl der Muffen auf der gesam-

ten SuedLink-Trasse auf ein Minimum reduziert werden. 

Für Schwerlasttransporte können temporäre Ausbauten und Ertüchtigungen entlang der Ver-

kehrswege innerhalb und außerhalb des Korridors erforderlich werden. Dies betrifft beispiels-

weise Kreisverkehre, Verkehrsinseln, Brücken, Ausbau von engen Kurvenradien unter Berück-

sichtigung der Schleppkurven, Ausbau des Seitenstreifens von Verkehrswegen, ggf. auch Ka-

bellagerplätze, wenn solche nicht auf bereits ausgebauten Flächen realisiert werden können. 

Des Weiteren ist während der Bauzeit die Errichtung von Abspulplätzen, Wendeplätzen, Zwi-

schenlagern für Bettungsmaterial und weiteren für den Kabeleinzug benötigten Flächen inkl. 

Zuwegung erforderlich. In Abhängigkeit von den erforderlichen Kabellängen werden die bau-

seitig erforderlichen Lagerplätze ausgewählt. 
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Abbildung 8: Beispiel Abspulung über Kabelgraben 

Die Transportwege von der Abladestelle zum Kabellagerplatz, sowie die Transportwege vom 

Kabellagerplatz zur Abrollstelle werden, soweit möglich, über bestehende Straßen und befes-

tigte Wege erfolgen. Diese zu nutzenden Wege werden in einem Wegenetzplan in den Unter-

lagen nach § 21 NABEG dargestellt.  

Falls zusätzliche Zuwegungen zur Abrollstelle bzw. zur Kabeltrasse benötigt werden, sind 

Baustraßen unter Beachtung der spezifischen Gegebenheiten und unter Beachtung des Bo-

denschutzes temporär zu errichten und nach Fertigstellung wieder zurückzubauen. 

 

Abbildung 9: Skizze einer Baustraße 

2.3.1.3 Kabelverbindungen (Muffen) 

Die einzelnen Kabellieferlängen werden durch vorgefertigte Muffen miteinander verbunden. 

Die Muffenmontage erfolgt unter kontrollierten Bedingungen in einem Container auf der Bau-

stelle, um während der Arbeiten möglichst trockene, staubfreie und klimatisierte Bedingungen 
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zu gewährleisten. Nach Abschluss der Arbeiten an den Muffen werden die Container abgebaut 

und die Muffen werden gemeinsam mit den Erdkabeln im Kabelgraben mit dem Bettungsma-

terial und dem Aushubmaterial überdeckt (siehe Abbildung 10 bis Abbildung 12). Evtl. wird die 

Muffe herstellerabhängig mit Trägern oder einer Bodenplatte stabilisiert. 

 

1. Kabel werden überlappend in den Kabelgraben verlegt 

2. Aufstellen Spezial-Container für die Muffenmontage  

3. Hergestellte Muffe vor der Grabenverfüllung  

Abbildung 10: Schematische Darstellung der Kabelverbindungen (Muffen) 

 

 

Abbildung 11: Temporärer Muffen-Container 
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eines Ausnahme- oder sonstigen Zulassungsverfahrens auslösen und, falls ja, ob die Zulas-

sungsvoraussetzungen erfüllt sind. Eine Rückmeldung hierzu kann bei Bedarf auf direktem 

Wege dem Vorhabenträger zugehen. 

2.3.1.5 Erdungsstellen 

Die Kabelschirme (Schirm siehe Abbildung 5) werden mit einem minimalen Abstand von ca. 

3 km zueinander in der Umgebung der Muffe geerdet. Dafür werden die Kabelschirme in eine 

jeweils dafür vorgesehene Linkbox geführt und geerdet. Zur Beschleunigung von Fehlersu-

chen bzw. der Durchführung diverser Wartungsmessungen (Kapitel 2.3.6) kann es notwendig 

werden, die Schirmerdung für die Dauer der Messungen aufzutrennen. Die Linkboxen werden 

je nach Erfordernis und Örtlichkeit unter- oder oberhalb der Geländeoberfläche mit Anfahr-

schutz (Poller) errichtet, müssen zugänglich sein und müssen möglichst nahe an den Muffen 

platziert werden. Bei der Bestimmung des Aufstellortes wird neben den betrieblichen und pla-

nungsrechtlichen Erfordernissen auch der Reduzierung der eventuellen landwirtschaftlichen 

Beeinträchtigung Sorge getragen. Linkboxen weisen eine Flächeninanspruchnahme von we-

nigen Quadratmetern auf. Es wird vorgesehen diese, sofern möglich, regelhaft an vorhande-

nen Straßen und Wegen oder als Schacht in zu querenden Feld- oder Radwegen zu platzie-

ren. Zum Schutz der Linkboxen werden unter- oder oberhalb der Boxen Poller als Anfahrschutz 

angebracht. Zum Potenzialausgleich und/ oder zum Blitzschutz können Erdseile parallel oder 

oberhalb des Kabels verlegt werden. 

 

Abbildung 13: Mögliches Design der Linkbox 

Quelle: TransnetBW, Stand 2018 

2.3.2 Regelprofil der Kabelanlage, Schutzstreifen  

Die Kabel werden in Regelbauweise im offenen Graben verlegt. Unter bestimmten Vorausset-

zungen können auch Schutzrohre verlegt werden, in welche die Kabel nach der Verlegung 

eingezogen werden. Ob ein Schutzrohr verwendet wird, wird projektspezifisch auf Basis der 
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Möglicher Bauablauf inklusive Voruntersuchungen (bei Verlegung ohne Schutzrohr) 

1. Einmessung und Markierung der Kabelsystemachse 

2. Beweissicherung für Gebäude, Straßen und Grundgrenzen  

3. Archäologische und Kampfmittel-Voruntersuchungen, soweit erforderlich 

4. Fremdleitungs-/Drainagenerhebung sowie örtliche Kennzeichnung und Einmessung 

5. Sicherungsmaßnahmen vorhandener Straßen für Zufahrten 

6. Erstellung der Abfahrten von vorhandenen Straßen auf Baustraßen.  

7. Flächenvorbereitung (vorzeitige Räumung von Bewuchs, unter Einhaltung von saisona-

len Beschränkungen) 

8. Einrichtung der Baustraße und der schwerlastfähigen Zufahrten für Kabelspulentrans-

porte 

9. Abtrag des Oberbodens im Bereich des Kabelgrabens. Lagerung im Arbeitsstreifenrand. 

10. ggf. Einrichtung Wasserhaltung 

11. Aushub des Kabelgrabens (ggf. mit Verbau). Aushub und Lagerung horizontweise  

12. Aufweiten des Kabelgrabens an Muffengruben  

13. Einbringen von Bettungsmaterial in der Grabensohle  

14. Einrichtung der für den Kabelzug erforderlichen Rollen, Lager etc.  

15. Transport der Kabelspulen an den vorgesehenen Standort zum Abspulen 

16. Kabeleinzug  

17. Räumung der für den Kabelzug benötigten Hilfseinrichtungen  

18. Verlegung der Schutzrohre für betriebsinterne Lichtwellenleiterkabel  

19. Herstellung der Kabelmuffen (Kabelgräben im Muffenbereich bleiben nach Rückbau des 

Kabelgrabens bis zur Fertigstellung der Muffen offen)  

20. Vermessung der Kabellage und der sonstigen, zum System gehörigen Einrichtungen 

21. Einbringen des Bettungsmaterials oberhalb des Kabels 

22. Rückverfüllung des Grabens horizontweise inkl. Verlegung mit Kabelschutz und Tras-

senwarnband.  

Die möglichen oben beschriebenen Vorgänge wiederholen sich nacheinander für jeden Ka-

belgraben.  

Bei Verwendung von Schutzrohren ändert sich der Bauablauf, in dem die Kabelgräben nach 

Verlegung der Schutzrohre sofort wieder verfüllt werden können und nur die Muffengruben für 

den Kabelzug offengehalten werden. Der Kabeleinzug in die Schutzrohre kann dann zeitlich 

später erfolgen. 

23. Rückbau der Einrichtungs- und Lagerflächen sowie der Baustraße, Wiederherstellung 

der Oberfläche - Rekultivierung - ggf. Renaturierung 
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gewählten Bauablaufs, der Art der anstehenden Böden, der Bedeutung des Oberbodens als 

Grundwasserschutzschicht insbesondere in Wasserschutzgebieten und der Witterungsbedin-

gungen (Bodenfeuchte). 

Unter dem Gesichtspunkt der Eingriffsminimierung zum Bodenschutz, kann der Oberboden 

jedoch in seiner Lage, wo immer möglich, belassen werden. Baustraßen (durch ein Geotex-

til/Geogitter vom Oberboden getrennt) und auch Lastverteilerplatten können direkt auf dem 

Oberboden aufgebracht werden. Dieses Verfahren erspart dann gleichfalls eine ggf. erforder-

liche Unterbodenlockerung und schützt damit auch im Untergrund befindliche Bodendenk-

male.  

Die Aushubmassen des Unterbodens können auch bei günstigen Bedingungen auf dem nicht 

abgetragenen Oberboden, bei Bedarf getrennt durch ein Geotextil/ Geogitter (z. B. auf Stop-

pel, auf Grünlandgrasnarbe) gelagert werden. Bei der Rückverfüllung ist darauf zu achten, 

dass es zu keinem Vermischen der Bodenhorizonte kommt. 

Mehrschichtige Böden erfordern eine Miete für jeden Horizont im Arbeitsstreifen, sofern dies 

sinnvoll und technisch möglich ist.  

Die erforderliche Anzahl der Trennungen ist im Rahmen der bodenkundlichen Aufnahme und 

der Baugrunduntersuchungen zu erkunden und bei der Festlegung der Arbeitsstreifen in den 

Unterlagen zur Planfeststellung zu berücksichtigen. 

Bei der Normalstrecke ergibt sich eine Arbeitsstreifenbreite mit offenem Graben von ca. 30 m 

und bis zu 35 m bei ungünstigen Bodenverhältnissen. 

Bei der Stammstrecke ergibt sich eine Arbeitsstreifenbreite von ca. 40 m und bis zu 45 m bei 

ungünstigen Bodenverhältnissen.  

Weitere Verringerungen der Arbeitsstreifenbreite können in Bereichen erzielt werden, in denen 

keine Trennung der ausgehobenen Bodenhorizonte erforderlich ist, und also nur eine einzige 

Aushubmiete erforderlich ist. 

Im Arbeitsstreifen können taktversetzt die beiden Kabelgräben der Stammstrecke ausgehoben 

werden, dies muss jedoch einer der Genehmigungsplanung (Planfeststellung) vorbehalten 

bleiben. Geologie, Geländetopografie und Boden- und Grundwasserverhältnisse werden ei-

nen wesentlichen Einfluss auf mögliche Bautechnologien haben. 

Bei Waldquerungen wird die Bündelung der Trassenkorridore mit vorhandenen Waldschnei-

sen z. B. von Freileitungen, erdverlegten Leitungen oder Verkehrs- und Forstwegen ange-

strebt, wobei die Kabel nicht direkt im Forstweg verlegt würden aber der Schutzstreifen mit 

diesen überlappen kann. Um den Einschlag zu minimieren, kommt auch die Lagerung des 

Aushubmaterials außerhalb der Waldflächen in Frage. 

Unabhängig von dem zuerst realisierten System muss zunächst einer der beiden Kabelgräben 

komplettiert sein, bevor mit dem anderen Kabelgraben begonnen werden kann (siehe Anlagen 

2.3 und 2.4, Typenpläne Regelarbeitsstreifen). 
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Mit entsprechendem Längsversatz lassen sich allerdings beide Systeme gleichzeitig weiter-

bauen. Auf diese Weise kann ohne Belastung der bereits verlegten Kabel der Arbeitsstreifen 

mehrfach genutzt werden. 

Der offene Graben kann mit verschiedenen Geräten hergestellt werden, z. B. Bagger, Fräse 

etc. Eine Grabenfräse stellt einen Graben mit senkrechten Wänden in einem Arbeitsgang her 

und lagert den Aushub vermischt und ohne Trennung etwaig vorliegender unterschiedlicher 

Bodenhorizonte seitlich ab.  

2.3.3.2 Bauwasserhaltung  

Während der Bauzeit kann es bei der offenen Verlegung der Erdkabel in Bereichen mit hohen 

Grundwasserständen zu Grundwasserabsenkungen kommen, weshalb ggf. temporäre Was-

serhaltungen durchgeführt werden müssen, um die Baustelle von eindringendem Grundwas-

ser frei zu halten. In der Regel erfolgt eine Begrenzung der Grundwasserabsenkung auf ca. 

0,5 m unter der Baugrubensohle. 

Wasserhaltung erfolgt in der Regel als offene Wasserhaltung, d. h. das in Baugruben und Ka-

belgräben eindringende Grundwasser wird abgepumpt und der Vorflut zugeführt. Die Einlei-

tung in das Oberflächengewässer ist der Einleitung in den Mischwasserkanal vorzuziehen. Bei 

wenig standfesten Boden, Böden mit einem hohen Durchlässigkeitsbeiwert oder lokalen Be-

reichen, in denen das Grundwasser oberflächennah ansteht, können ggf. zusätzliche Maß-

nahmen zur Wasserhaltung (bspw. Spüllanzen) notwendig werden. Auch der Wiedereinbau 

und die Verdichtung der ausgehobenen Bodenhorizonte können dann ohne Grundwasserein-

fluss kontrolliert erfolgen.  

Das in den Baugruben und Kabelgräben anfallende Wasser wird über vorgeschaltete, ausrei-

chend dimensionierte Absetzbecken, unter Einhaltung der Einleitgrenzwerte, in die Vorflut ge-

leitet. Bei setzungsempfindlichen Bauwerken im Bereich des Grundwasserabsenktrichters 

kann das entnommene Grundwasser im Nahbereich vor diesen Bauwerken durch weitere 

Spüllanzen wieder injiziert werden und damit der Bereich des Bauwerks aus der Grundwas-

serabsenkung ausgenommen werden. Es ist beabsichtigt, dass alle Bauwerke, welche sich im 

theoretischen Grundwasserabsenktrichter befinden, vor dem Baustart in das Gebäudebeweis-

sicherungsprogramm aufgenommen werden. 

Längerfristig anzulegende Baugruben wie z. B. für größere Mikrotunnel, etc. können mit was-

serdichten Spundwänden und wasserdichter Sohle ausgeführt werden, sodass eine fortlau-

fende Grundwasserabsenkung entbehrlich ist (vgl. auch Elbquerungs-Kapitel 2.4.7.4). 

Bei der Einleitung der Pumpwässer in die Vorflut ist darauf zu achten, dass die Einleitung in 

Fließrichtung des Gewässers erfolgt. Dadurch können mögliche Auskolkungen an der Gewäs-

sersohle weitestgehend vermieden werden. Des Weiteren ist geplant, dass bei der Einleitung 

der Pumpwässer Prallplatten oder, falls notwendig, eventuell auch Kaskaden zur Sauerstoff-

anreicherung des eingeleiteten Wassers vorgesehen werden. 

Die erforderlichen temporären Flächen für Pumpen, Absetzbecken und Leitungen zur Vorflut 

variieren je nach Menge und Qualität des bei der Absenkung entnommenen Grundwassers 
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Beim Kabelpflug wird i. d. R. der Oberboden und ggf. vorhandener Gründlandbewuchs nicht 

entfernt. Es ergibt sich i. d. R. folgender Bauablauf:  

1. bauvorbereitende Maßnahmen 1. bis 8. wie in Kapitel 2.3.3.1 beschrieben. 

2. Auslegung der einzupflügenden Schutzrohre auf der einzupflügenden Länge 

3. Auslegung des Zugseiles 

4. Platzierung und ggf. Verankerung des Zuggeräts  

5. Platzierung des Pfluges und Schutzrohrführung in den Kabelpflug 

6. Einpflügung jedes einzelnen Schutzrohres (ein Schutzrohr je HVDC-Kabel) je nach Ab-

stand parallel oder nacheinander, inklusive Trassenwarnband 

7. Verlegung (und gleichzeitige Vermessung) der Schutzrohre für betriebsinterne Lichtwel-

lenleiterkabel, ggf. zusammen mit einem HVDC-Schutzrohr 

8. Herstellung von Muffengruben an den Schutzrohrenden 

9. Herstellung der Kabelmuffen (Kabelgräben im Muffenbereich bleiben nach Rückbau des 

Kabelgrabens bis zum Einzug des Kabels in das Schutzrohroffen)  

10. Rückbau und Rekultivierung  

11. Wiederherstellung der Drainage nach Abklingen baubedingter Setzungen (i. d. R. nach 

ca. einem Jahr)  

Die VHT beobachten laufend technische Innovationen auf diesem Gebiet der halboffenen Bau-

weisen und prüfen ggf. ihre Einsatzmöglichkeiten. 

2.3.3.4 Geschlossene Bauweisen 

Geschlossene Bauweisen kommen in erster Linie bei der Querung von Verkehrsinfrastruktur-

einrichtungen sowie Gewässern zum Einsatz. Zusätzlich können geschlossene Bauweisen als 

technische Ausführungsvariante an planerischen oder technischen Engstellen, Riegeln, tech-

nisch anspruchsvollen Bereichen und Schutzgebieten z. B. Natura2000-Gebieten zum Einsatz 

kommen. 

Abweichend von der Vorgabe für Schutzstreifen bei der Kabelverlegung in offener Bauweise 

(vgl. Kapitel 2.3.1), sind im Schutzstreifen im Bereich der geschlossenen Bauweise, außerhalb 

der zu querenden Infrastrukturen oder Gewässer sowie ggf. der Start- und Endbereiche der 

Bohrung, tiefwurzelnde Gehölze bei einer Verlegetiefe von mehr als 5 m unterhalb der Gelän-

deoberfläche zulässig. Gehölz- bzw. Waldbestand kann somit in der Bau- und Betriebsphase 

erhalten werden, da eine Schädigung der Kabel durch Wurzelwerk ausgeschlossen ist. Damit 

wird auch eine Schädigung der Gehölzbestände ausgeschlossen. 

Die Baustellenbereiche an der Start- und Zielbaustelle werden ebenso wie die Baufelder bei 

der offenen Bauweise standardmäßig im Umfeld (bis 500 m) von artenschutzrechtlichen Kon-

fliktbereichen oder FFH-Gebieten mittels Kleintierschutzzäunen gegen einwandernde Klein-

tiere (insbesondere Amphibien, Reptilien) gesichert. 
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Abbildung 17: Beispiel HDD-Verfahren 

Quelle: eigene Abbildung 

 

Die überschüssige Bohrspülung wird in der Auffanggrube aufgefangen und wieder aufbereitet. 

Nach Fertigstellung werden der Rest des Bentonits und das anfallende Bohrgut fachgerecht 

entsorgt bzw. recycelt. 

Dieser Prozess erfolgt für jedes Kabelschutzrohr separat. Auffanggruben können für mehrere 

parallele HDD genutzt werden.  
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Abbildung 18: Typische Mindestüberdeckungen bei HDD-Querungen 

Quelle: eigene Abbildung 

 

Für längere Bohrungen müssen auch Ablaufbahnen für die Kabelschutzrohre eingeplant wer-

den, die in der Regel auf dem Arbeitsstreifen des unmittelbar sich anschließenden Trassen-

streifens in offener Bauweise angelegt werden. Somit ergibt sich hierfür kein zusätzlicher 

Platzbedarf.  

Werden mehrere HDD-Bohrungen unmittelbar nacheinander in Folge ausgeführt, sind Stand-

orte für die Verbindung der Abschnitte erforderlich. 

Der Platzbedarf für eine Verbindungsgrube bemisst sich aus dem Bereich zwischen zwei 

Schutzrohrenden der jeweiligen Bohrung, in dem das einzuziehende Kabel manövriert werden 

muss, um einen problemlosen Einzug in das Schutzrohr zu ermöglichen. In der Verbindungs-

grube werden die beiden Rohrenden der HDDs unter Berücksichtigung der vorgegebenen 

Mindestradien und erforderlichen Überdeckung zusammengefügt. Erforderliche Zufahrten und 

Baustelleneinrichtungsflächen sind mit zu berücksichtigen. 

Die Schutzstreifen werden in den HDD-Bereichen aufgeweitet, da die Bohrungen Mindestab-

stände zueinander einhalten müssen, die sich einerseits aus der Steuergenauigkeit des Ver-

fahrens, andererseits aus den erforderlichen Abständen zur Wärmeableitung im Untergrund 

ergeben. Die erforderliche Schutzstreifenbreite wird daher unterschiedlich ausfallen. 

Die Aufweitungen sind in den Anlagen 2.5, 2.6 und 2.7 in den Typenplänen zu Bahn-, Straßen- 

und Gewässerquerungen ersichtlich. 
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Hierbei ist zu beachten, dass sich der Achsabstand der einzelnen HDD bei zunehmender Ver-

legetiefe vergrößern muss, um die Wärmeableitung hinreichend zu gewährleisten. Der Ab-

stand zwischen den Erdkabeln beträgt mindestens die halbe Höhe der Überdeckung und ist 

im Einzelfall von technischer Seite zu prüfen. 

In welchem Maße Achsabstände aufzuweiten sind, ist abhängig von den spezifischen thermi-

schen Eigenschaften des zu durchörternden Baugrunds. 

Bei Kreuzungen von Bahnstecken sind des Weiteren besondere technische Vorgaben der 

Deutschen Bahn zu berücksichtigen. In Anlage 2.5 im Typenplan Bahnquerung sind die typi-

schen Abstände dargestellt. 

Jede Kreuzung muss hier individuell berechnet werden, da die tiefenbedingten Mindestab-

stände wie oben beschrieben ebenfalls eingehalten werden müssen. 

Die Bauarbeiten bei Querungen von Bahnlinien müssen nach den aktuell gültigen Vorschriften 

der DB ohne Unterbrechung durchgeführt werden. Dabei können auch längere Arbeitszeiten 

in 24/7 Schichtbetrieb oder generell Nachtarbeiten bei eingestelltem Zugverkehr erforderlich 

werden.  

Mikrotunnel 

Wie auch das HDD-Verfahren, gehört der Mikrotunnelbau zu den im DVGW-Arbeitsblatt GW 

304 beschriebenen steuerbaren Vortriebsverfahren. Beim Mikrotunneling werden von der 

Startgrube aus durch Hydraulikzylinder einzelne Mantelrohre, an deren Kopf sich eine Tunnel-

bohrmaschine (TBM) befindet, durch den Baugrund vorgeschoben. Die Tunnelbohrmaschine 

baut an der Ortsbrust den anstehenden Boden ab und dieser wird durch Förderleitungen durch 

das Mantelrohr zur Startbaugrube transportiert. Die Stützung der Ortsbrust erfolgt entweder 

mechanisch und/ oder flüssigkeits- bzw. erddruckgestützt. Der Rohrvorschub des Mantelroh-

res erfolgt immer rohrschussweise. Bei den Mantelrohren handelt es sich um Stahlbetonrohre, 

die speziell hierfür gefertigt werden. Im Gegensatz zum HDD ist das Mikrotunneling ein ein-

stufiges Bauverfahren, bei dem der Endquerschnitt in einem Arbeitsgang aufgefahren wird. 

Ein späteres Aufweiten erfolgt nicht. Mit entsprechenden Bohrköpfen an der TBM ist es mög-

lich, unterschiedlichste Böden zu durchfahren. Je nach Durchmesser der Bohrung und dem 

verwendeten Stützverfahren an der Ortsbrust ist es möglich, Werkzeuge an dem Bohrkopf zu 

wechseln oder Hindernisse bis zu einer gewissen Größe zu bergen. Mit zunehmender Vor-

triebslänge nimmt die Mantelreibung zu. Wenn die Mantelreibung von den Hydraulikzylindern 

in der Startgrube nicht mehr überwunden werden kann, müssen Dehnerstationen eingesetzt 

werden. Mit mehreren Dehnerstationen ist es im Prinzip möglich, sehr lange Bohrungen auf-

zufahren. Durch eine Schmierung des Ringraumes zwischen Mantelrohraußenkante und um-

gebendem Baugrund mit z. B. einer Bentonit-Wasser-Suspension können die Reibkräfte mini-

miert werden. Durch geeignete Vermessungsverfahren ist es möglich, die Vorgaben des Boh-

rungsprofils zu überwachen und dementsprechend die Steuerung am Bohrkopf durchzufüh-

ren. Grundsätzlich ist es möglich, mit einem Mikrotunneling eine zweiaxiale Krümmung zu 

durchfahren.  

Sollten die Platzverhältnisse dies zulassen, ist es auch möglich auf den Startschacht und/oder 

Zielschacht zu verzichten. Ähnlich wie beim HDD muss der anstehende, zu durchörternde 
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Baugrund grundsätzlich für dieses Bauverfahren geeignet sein. Das MT-Verfahren ist wesent-

lich unempfindlicher gegenüber den angetroffenen Baugrundbedingungen und kann auch For-

mationen sicher beherrschen, die für das HDD-Verfahren problematisch sind (z. B. Grobkiese). 

Beim MT-Verfahren besteht außerdem die Möglichkeit, Hindernisse im Boden (Steine, Find-

linge) bis zu einer Größe entsprechend etwa 1/3 des Bohrkopfdurchmessers zu durchörtern. 

Größere Hindernisse können bei ausreichendem Tunneldurchmesser vor Ort manuell entfernt 

werden. Im Grundwasserbereich sind die entsprechenden Arbeiten unter Druckluft erforder-

lich, um einen unkontrollierten Wasserzutritt zu verhindern. Es besteht aber auch beim MT-

Verfahren die grundsätzliche Möglichkeit, dass sehr große Hindernisse in der Bohrtrasse vor-

handen sind, die zur Aufgabe des Bohrprofiles führen können. In diesem Fall ist abzuwägen, 

ob diese Hindernisse durch eine veränderte Bohrtrasse umgangen werden können. Je nach 

Ausprägung können diese Hindernisse dazu führen, dass sich das Bauverfahren im Nach-

hinein als ungeeignet herausstellt. Dies ist jedoch sehr selten der Fall. 

Bei ausreichend großem Innendurchmesser ist es möglich, während des Vortriebes das 

Schneidwerkzeug an der Ortsbrust zu wechseln. Ein temporärer Aufenthalt von Personen ist 

in Abhängigkeit des Innendurchmessers und der Länge der Vortriebsstrecke für diese Zwecke 

möglich. Nach DVGW GW 304 ist eine Hindernisbeseitigung für DN 1400 bis DN 2000 einge-

schränkt möglich, ab DN 2000 möglich. Werkzeugwechsel werden in der Regel bei großen 

Bohrungslängen und/ oder sehr abrasivem Boden erforderlich. 

Tunnel in Tübbingbauweise 

Auch Tunnel in Tübbingbauweise können bei längeren Querungen als Sonderbauwerke zum 

Einsatz kommen (z. B. bei der Elbquerung in dem vorliegenden Planfeststellungsabschnitt 

A2). Ausführliche Erläuterungen zur Elbquerung sind in Kapitel 2.4 zu finden. 

Ein Tübbing ist ein vorgefertigtes Betonsegment für den Ausbau der Tunnelkontur. In der ge-

bräuchlichsten Form bilden sieben Segmente einen vollständigen Ring. Der Tunnel setzt sich 

dann in Längsrichtung aus einer Vielzahl von Ringen zusammen. Die Tübbinge werden im 

Zuge des Tunnelvortriebs unmittelbar hinter der Tunnelbohrmaschine eingebaut. Die Tunnel-

vortriebsmaschine kann sich dann an den bereits eingebauten Tübbingringen abstützen und 

so axialen Vortrieb erreichen. Tunnel in Tübbingbauweise sind üblicherweise begehbar und 

haben in der Regel Außendurchmesser von > 3 m. 

Die Baustelleneinrichtungsfläche für eine typische Start- oder Zielgrube eines Tunnels in Tüb-

bingbauweise variiert je nach Tunnelgröße. 

2.3.3.5 Aufspaltung Stammstrecke in zwei Normalstrecken 

Aufgrund von örtlichen Gegebenheiten und Engstellen im Trassenverlauf kann eine Aufspal-

tung der Stammstrecke in zwei Normalstrecken in Erwägung gezogen werden, um den Eingriff 

in die Schutzgüter (z. B. Wald) zu verringern. 



Antrag auf Planfeststellungsbeschluss A100_ArgeSL_P19_V3_A2_GEN_1000 
Planfeststellungsabschnitt A2 17.02.2020 
 

ARGE SuedLink 2019 90 | 276 
A100_ArgeSL_P19_V3_A2_GEN_1000_Antrag P19.docx © ArgeSL19 - 2020 

2.3.3.6 Regelabstände zu Infrastrukturen 

2.3.3.6.1 Kreuzungen 

Bei Kreuzungen von Infrastrukturen werden von den jeweiligen Betreibern Auflagen zu Bau-

weisen für die Kreuzung sowie für den vertikalen Mindestabstand festgelegt. 

Die geforderte Bauweise ist für übergeordnete Straßen ab mind. Landesstraßen aufwärts bis 

hin zur Bundesautobahn i. d. R. eine geschlossene Bauweise ohne nähere Festlegung der 

genauen Bautechnik. Ab etwa Kreisstraße abwärts wird fallweise vom zuständigen Straßen-

baulastträger eine geschlossene oder offene Bauweise entweder festgelegt oder die Ausfüh-

rungsweise freigestellt.  

Vertikale Mindestabstände bei Verkehrswegen entsprechen der erforderlichen Mindestüber-

deckung über der Oberkante der Straße oder Schiene bzw. der Überdeckung unter Gewäs-

sersohle bei Bundeswasserstraßen. Sie können bauartbezogen variieren.  

Betreiber von bestehenden Leitungsinfrastrukturen fordern zumeist eine Unter- und nicht etwa 

eine Überquerung ihrer vorhandenen Leitungen. Wo dies nicht gefordert wird, wird der Vorha-

benträger ggf. selbst eine Unterquerung wählen, um die gewünschte Mindestdeckung zum 

Schutz der Leitung einzuhalten. Typische vertikale Mindestabstände zu bestehenden Leitun-

gen sind mind. 0,4 m.  

Das Standardverfahren bei Querungen von Gewässern I. und II. Ordnung sowie Gewässer mit 

naturschutzfachlichem Wert ist das HDD Verfahren. Dabei wird eine Mindesttiefe von 2 m un-

ter der Gewässersohle als meist ausreichend erachtet. Die detaillierte Festlegung erfolgt in 

Abstimmung mit den zuständigen Behörden. Bohrpressverfahren oder Mikrotunnel kommen 

nur unter besonderen Bedingungen zum Einsatz. Bei kleineren oder temporär Wasser führen-

den Gewässern, für die eine offene Querung möglich ist, wird eine Einzelfallentscheidung hin-

sichtlich der optimalen Querungsmethode getroffen. 

Schutzgebiete müssen grundsätzlich geschlossen gequert werden, die Standardmethode ist 

auch hier das HDD Verfahren. Eine angepasste Verlegetiefe von mind. 3,5 m gewährleistet, 

dass notwendige Bohrungen außerhalb des Durchwurzelungshorizonts von schutzwürdigen 

Gehölzbeständen stattfinden. 

2.3.3.6.2 Parallelführungen 

Mindestabstände bei Parallelführungen zu bestehenden Verkehrswegen werden während der 

Detailplanung mit dem jeweiligen Betreiber abgestimmt. 

Bei Bundesautobahnen ist zunächst kein Mindestabstand nach § 9 FStrG erforderlich, da die 

Kabelanlage kein Bauwerk i. S. d. Regelung darstellt. Der Arbeitsstreifen der HVDC-Kabel 

kann also an den Böschungsrand der Bundesautobahn grenzen. Bei Bundes-, Landes- und 

untergeordneten Straßen wird sich der Mindestabstand aus dem sicheren, den Verkehr nicht 

beeinträchtigenden Bauablauf ergeben, also der Arbeitsstreifen lediglich einen angemesse-

nen, im Einzelfall zusammen mit dem Straßenbaulastträger festzulegenden Mindestabstand 
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Spezialmaschinen durchgeführt werden kann. Sollte sich als Ergebnis der Baugrunduntersu-

chungen zeigen, dass der Kabelgraben (teilweise) im Fels liegt, müssen besondere Bauma-

schinen wie z. B. die Felsfräse zum Einsatz kommen. In diesen Fällen wird der Kabelgraben 

nicht geböscht, sondern geschlitzt. Die Art des Verfahrens und des Maschineneinsatzes sowie 

andere Faktoren können erst nach Vorlage der Baugrunduntersuchungen angegeben werden.  

2.3.4.2 Offene Bauweise in Hangbereichen 

Bei einer Kabelverlegung in offener Bauweise in Hangbereichen (ab Hangneigung von ca. 15° 

in Längsrichtung des Kabels) sind in den Kabelgräben entsprechende Freispülsicherungen 

mittels Erosionsriegel aus Sand-Zement-Gemisch, welche im Kabelgraben in den gewachse-

nen Boden verzahnt werden, vorzusehen. Erst bei größeren Hanglagen und größeren Längen 

kann es erforderlich werden, das Kabel zu fixieren.  

Des Weiteren sind vor dem Kabelgrabenaushub und nach dem Verfüllen des Kabelgrabens 

geeignete Erosionsschutzmaßnahmen (Alpinrinnen, Faschinen, Sicker- oder Auffangbecken 

etc.) vorzusehen, welche ein Abschwemmen von Erdmaterial von der Trasse auf darunter lie-

gende Straßen und Gewässer vermeiden. 

Für die Rekultivierung der Hangbereiche sind geeignete Geflechte (Jute, Stroh, Kokos) einzu-

bauen und eine schnell wachsende Ansaat (z. B. Weidegras) als Hangsicherung vorzusehen.  

2.3.4.3 Maßnahmen gegen Draineffekte 

Abhängig vom anstehenden Baugrund sind gegebenenfalls bautechnische Maßnahmen (z. B. 

Lehmbarrieren mit oder ohne Schlucker, Kiesfenster, Begleitdrainagen, etc.) vorzusehen, um 

unerwünschte Draineffekte entlang des neu verlegten Kabels zu verhindern. 

2.3.4.4 Gewässerüberfahrten im Arbeitsstreifen 

Wo für Transporte im Arbeitsstreifen oder für Zugänglichkeiten benachbarter Flächen durch 

den Bewirtschafter erforderlich sind Gewässerüberfahrten zu errichten. Die technischen Aus-

führungen, temporäre Brücken, Verrohrungen sind zuständigen Fachbehörden und dem Be-

wirtschafter abzustimmen. 

2.3.5 Emissionen und Emissionsquellen 

2.3.5.1 Emissionen während der Bauphase 

Offene Bauweise 

Während der Bauphase kommt es zu baustellentypischen Geräusch- und Staubemissionen, 

wie diese beim Durchführen von Tiefbauarbeiten und den anfallenden Transporten üblich sind. 

Dies schließt Geräusche, die bei Transporten zur und von der Baustelle stattfinden, mit ein. 

Auch entstehen Geräusch- und Staubemissionen aus dem An- und Abtransport der erforder-

lichen Baumaterialien, -geräte und Erdkabel. Durch ggf. erforderliche Spundungsarbeiten zur 

Baugrubensicherung kann es zu Lärm- und Erschütterungsemissionen kommen.  
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Transport der HDD-Maschine und den verwendeten Materialien und Bentonitspülflüssigkeit. 

Solche Querungsbaustellen weisen deutlich geringere Emissionen auf, und können aufgrund 

der Kürze der Querung komplett auf die Tagzeit beschränkt werden. Alternativ können solche 

Verkehrswegequerungen mittels ungesteuertem, geradlinigen Rohrvortrieb mittels Bohrung o-

der Pressung durchgeführt werden. In diesem Fall wird zusätzlich ein Bagger zum Aushub von 

Start- und Zielgrube und ggf. Spundungsarbeiten erforderlich werden. Auch diese Baustellen 

beschränken sich auf die Tagzeit. 

Muffenherstellung 

Beim Kabelverbinden durch Muffen werden die erforderlichen Einrichtungen in der Regel in 

Containerform an- und abtransportiert. Der Vorgang selbst findet im Container statt und er-

zeugt keine weiteren Licht- und Schallemissionen, die über das übliche Maß während einer 

Bauphase hinausgehen. Alle an den Muffenstandorten notwendigen Auf- und Abbauarbeiten 

erfolgen am Tag.  

Beleuchtung 

Grundsätzlich werden die Baumaßnahmen in der offenen Bauweise am Tag durchgeführt und 

erfordern daher keine zusätzliche Beleuchtung. 

Sofern im Einzelfall (etwa in den Abendstunden während des Winterhalbjahrs) Baustellenbe-

leuchtungen erforderlich sind, werden ausschließlich Leuchtmittel mit geringer Anlockwirkung 

(LED warm-weiß 3000 K oder vergleichbar) verwendet, deren Abstrahlung auf den Baustel-

lenbereich beschränkt ist. Bei längeren Bohrungen ist damit zu rechnen, dass die Bohrarbeiten 

auch in der Nacht durchgeführt werden, da der Bohrvorgang selbst nicht unterbrochen werden 

darf. Daher ist im Bereich von Bohrbaustellen u. U. eine Baustellenbeleuchtung erforderlich, 

die denselben Anforderungen genügt. 

2.3.5.2 Emissionen während des Betriebs 

HGÜ-Kabel erzeugen magnetische Gleichfelder in ihrer Umgebung.  

Die magnetischen Flussdichten in den zugänglichen Bereichen bewegen sich in jedem Be-

triebszustand unterhalb des Grenzwerts gemäß 26. BImSchV. Bei den hier der Planung zu-

grunde gelegten Auslegungsvarianten bewegen sich die Werte selbst unmittelbar über der 

Trasse unterhalb der zulässigen Grenzwerte. Die Erdkabel sind geschirmt ausgeführt (vgl. Ka-

pitel 2.3.1.1) und der Schirm ist geerdet. Dadurch entstehen in der Umgebung von Höchst-

spannungs-Gleichstrom-Übertragungskabeln keine elektrischen Felder. Höchstspannungs-

Gleichstrom-Übertragungskabel verursachen keine akustischen Emissionen. 

2.3.5.3 Erwärmung 

Der Betrieb von Kabeln führt zu Verlusten im Leiter und somit zu einer Erwärmung der Kabe-

lumgebung. 

Die Wirkung von Erdkabeln auf die Bodenerwärmung und die Auswirkungen auf Pflanzen und 

Tiere wurde in den letzten Jahren von mehreren Institutionen untersucht (vgl. u. a. Trinks, 

2010; Trüby 2014). Dabei wurden Kabel in unterschiedlichen Umgebungsbedingungen 
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Der Innendurchmesser des Tunnels beträgt gemäß Stand der Vorplanung 4,0 m. Die Tübbinge 

weisen eine Wandstärke von ca. 30 cm auf. Dies erfordert eine Tunnelbohrmaschine (TBM) 

mit einem Bohrdurchmesser von ca. 4,8 m.  

Die Größe der kombinierten Startbaugrube für den Tunnelvortrieb mit gleichzeitigem Schacht-

bau im rückwärtigen Bereich liegt bei ca. 900 m², die der Zielbaugrube etwa 700 m². Die Tiefe 

wird ca. 25 m betragen. 

Das Querungsbauwerk wird nach Stand der Vorplanung aufgrund betrieblicher Anforderungen 

bzgl. Wartung und Reparatur sowie zur Gewährleistung eines Austauschs der Kabel voraus-

sichtlich so ausgeführt, dass es jederzeit begehbar ist. Damit ist ein hoher Grad an technischer 

Ausrüstung verbunden, der betriebliche Belange (z. B. Wärmeabfuhr), Sicherheitsbelange 

(z. B. Brandmeldeanlagen, Entrauchung), aber auch allgemeine Anforderungen an begehbare 

Tunnel wie Belüftung und Beleuchtung umfasst. Die dafür erforderlichen Leit- und Steuerein-

richtungen werden im Bereich der Betriebsgebäude platziert, die auf beiden Elbseiten oberhalb 

der Schächte errichtet werden. Die späteren Schachtgebäude weisen eine Tiefe von ca. 20 m 

auf. Zum sicheren Laufen im Tunnel wird ein Laufweg im Tunnel angeordnet. Auf diesem Weg 

soll auch mittig ein geführtes Tunnelfahrzeug fahren können. 

Die Festlegung des endgültigen Bauverfahrens sowie die Abmessungen werden erst nach 

weiteren geologischen Untersuchungen in der nächsten Planungsphase erfolgen.  

2.4.2 Lage der Schachtstandorte 

Im Folgenden werden lediglich die Schachtstandorte des Trassenvorschlags erläutert. Die 

Lage der Schachtstandorte in den beiden Alternativen wird in den Steckbriefen in Kapitel 5.2 

beschrieben und dargestellt.  

Die Schachtstandorte werden zum Schutz vor Überflutungen durch Elbehochwasser binnen-

deichs angeordnet.  

Auf der schleswig-holsteinischen Seite ist der Bereich für das geplante Schachtbauwerk des 

Tunnels durch großflächige Ackerflächen neben strukturierenden, linienhaften Gehölzen ge-

prägt und weist einige Hofstellen (Einzelhöfe) auf. Vorhandene Bebauung wird bei der Stand-

ortwahl des Schachtbauwerkes berücksichtigt. Nach Stand der Vorplanung wird dieses im öst-

lichen Teil des Korridors angeordnet. Hier ist ein öffentlicher landwirtschaftlicher Weg vorhan-

den, mit direkter Anbindung an die B 431 (inkl. eigener Abbiegespuren). Der Weg kann vo-

raussichtlich sowohl für den Ausbau als dauerhafte Zuwegung zu dem späteren Betriebsge-

bäude als auch als temporäre Baustellenzufahrt genutzt werden. Ein Ausbau des Weges für 

Schwerlastverkehr wird erforderlich, ggf. mit späterem Teilrückbau.  
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Abbildung 19: Baustelleneinrichtungsfläche Startschacht Tunnelvortrieb (Standort SH1.1)  
 

Am niedersächsischen Elbufer ist der Raum vor allem durch die Siedlungslagen Freiburg im 

Norden und Wischhafen im Süden (LK Stade) geprägt. Entlang der L 111 verläuft zwischen 

den Ortslagen Freiburg und Hamelwörden ein aufgelockertes Siedlungsband.  

Der Schachtstandort in Niedersachsen befindet sich auf einer großflächigen Ackerfläche. Für 

die Baustellenzufahrt wird ein vorhandener Feldweg entsprechend der Baustellenbelange er-

tüchtigt. Die spätere Betriebszufahrt kann ebenfalls über diesen Weg oder die vorhandene 

Deichverteidigungsstraße erfolgen. 
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Abbildung 20: Baustelleneinrichtungsfläche Zielschacht Tunnelvortrieb (Standort NI1)  

2.4.3 Schachtbauwerke (Betriebs- und Zugangsgebäude einschl. Betriebsflächen) 

Auf beiden Elbseiten wird ein Betriebsgebäude oberhalb des Schachtes errichtet. Die Schacht-

bauwerke beidseitig der Elbe werden zur Führung der Kabel vom Kabelgraben in den Tunnel 

genutzt. Weiterhin ermöglichen sie später den Zugang in den Tunnel und beherbergen die für 

den Betrieb des Tunnels erforderliche technische Gebäudeausrüstung. Die Schachtbauwerke 

erhalten einen rechteckigen Grundriss, die Außenabmessungen betragen zum jetzigen Pla-

nungsstand ca. 13,0 x 20,0 m. 

In den Bauwerken der Elbquerung sind keine ständigen Arbeitsplätze vorgesehen. Für War-

tungsarbeiten und Überprüfungen wird jedoch turnusmäßig Personal vor Ort sein. Daher sind 

in den Betriebsgebäuden Räumlichkeiten mit Tageslichtanforderungen wie Besprechungs-

räume, Umkleideräume, Sanitäranlagen etc. vorgesehen, die im Wesentlichen die Größe der 

Betriebsgebäude von ca. 550 m² auf zwei Geschossebenen bestimmen. 

Direkt angrenzend an die Betriebsgebäude befindet sich je Standort ein oberflächennahes, 

unterirdisches Muffenbauwerk mit einer Grundfläche von ca. 500 m². Das Muffenbauwerk ist 

dem Querungsbauwerk zuzuordnen und beherbergt die Übergangsmuffen von den landseitig 

verlegten Stromkabeln zu den Kabeln im Querungsbauwerk. Innerhalb des Querungsbauwer-

kes werden die Kabel nach Möglichkeit muffenlos verlegt. Zudem enden im Muffenbauwerk 

die zwei Notfallkabel, die ebenfalls im Tunnel verlegt werden. Bei einem Kabelschaden im 
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Querungsbauwerk kann der betroffene Kabelstrang in den Muffenbauwerken innerhalb weni-

ger Tage auf ein Notfallkabel umgeklemmt werden. Die Ausfallzeit eines Systems auf Grund 

eines defekten Kabels wird so minimiert. 

2.4.3.1 Standort Brokdorf/ Wewelsfleth  

Für das Wartungs- und Betriebspersonal werden nach Stand der Vorplanung PKW-Stellplätze 

sowie eine LKW-/ Feuerwehr-Aufstellfläche angeordnet. Bei Reparaturen (z. B. Muffen setzen) 

ist ein Autokraneinsatz denkbar. Die Verkehrsfläche im Bereich der Transportöffnung in den 

Schacht ist dafür auszulegen (Flächenbelastung).  

Die Strom- und Wasserversorgung des Zugangsgebäudes erfolgt über die örtlichen Versor-

gungsnetze. Die Stromversorgung wird voraussichtlich redundant ausgelegt, indem durch den 

Tunnel ein Stromkabel mit Anschluss an das Netz in Niedersachsen verlegt wird. Somit ist der 

Betrieb der Anlage auch bei einem Stromausfall auf einer der beiden Elbseiten gesichert. 

Ein Telekommunikationsanschluss ist ebenfalls vorgesehen. 

Für das Zugangsgebäude wird das anfallende Abwasser dezentral entsorgt. Das Oberflächen-

wasser wird mittels natürlicher Vorflut abgeleitet und das Schmutzwasser in Kleinkläranlagen 

gesammelt.  

Das Betriebsgelände wird mit einem ca. 2,5 m hohen Betriebszaun gesichert. Zur Überwa-

chung werden Kameras eingesetzt, die mit der Leitstelle der TenneT verbunden sind. 

Unter Berücksichtigung der o.a. Erfordernisse an Gebäude, Erschließungs- und Verkehrsan-

lagen wird von einer Betriebsflächengröße von ca. 3.000 m² ausgegangen.  

2.4.3.2 Standort südlich Freiburg  

Das Zugangsgebäude sowie das Betriebsgelände auf der niedersächsischen Seite werden 

analog zum Zugangsgebäude auf schleswig-holsteinischer Seite ausgestattet. 

Die Strom- und Wasserversorgung des Baufeldes südlich Freiburg erfolgt über das ortsnahe 

Versorgungsnetz. Für das Zugangsgebäude wird eine dezentrale Abwasserentsorgung vorge-

sehen. Das anfallende Oberflächenwasser wird mittels natürlicher Vorflut abgeleitet und das 

anfallende Schmutzwasser in Kleinkläranlagen gesammelt. 

2.4.4 Kabelverbindungen (Muffen) im Bereich der Elbquerung 

Auch für den Elbtunnel werden die einzelnen Kabellieferlängen durch vorgefertigte Muffen mit-

einander verbunden. Die Muffenmontage erfolgt unter kontrollierten Bedingungen in einem 

Muffenbauwerk. Das Muffenbauwerk schließt jeweils an das Schachtgebäude an und wird im 

Endzustand unterhalb der Geländeoberfläche liegen. Die Muffenbauwerke werden auf beiden 

Elbseiten baugleich hergestellt.  

2.4.5 Lichtwellenleiter 

Wie in Kapitel 2.3.1.4 bereits beschrieben, sind Lichtwellenleiter (LWL) für betriebliche Zwe-

cke, zur Übertragung von Steuer- und Schutzsignalen sowie für Temperaturüberwachung und 
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Tunnelvortrieb mit Arbeitsaktivität im Bereich des Baufeldes am Startschacht ist allerdings im 

24 h-Betrieb geplant. Materialtransporte und Transporte des Abraums erfolgen im geplanten 

Regelbetrieb vrsl. werktäglich zwischen 7.00 Uhr und 18.00 Uhr. Unvermeidbare Schwertrans-

porte werden nach Erfordernis ggf. zu abweichenden Uhrzeiten durchgeführt. Dies minimiert 

die Beeinträchtigung des örtlich anstehenden Verkehrs, insbesondere des Berufsverkehrs. 

Grundsätzlich wird von einer kontinuierlichen Bauaktivität ausgegangen. Bauzeiteinschrän-

kungen bzw. -unterbrechungen sind voraussichtlich nicht erforderlich.  

2.4.7.2 Bauverkehre 

Während der Bauphasen Baustelleneinrichtung, Errichtung der Baugruben sowie Ausbau des 

Tunnels und der Schachtbauwerke werden werktäglich zwischen 7.00 Uhr und 18.00 Uhr etwa 

20 Lkw-Transporte durchgeführt. Die Fahrzeiten der Schwertransporte sind unter Berücksich-

tigung der örtlichen Verhältnisse zu planen und abzustimmen. Während des Vortriebsphase 

sind durchschnittlich bis zu 250 m³ Abraum pro 24 h am Startschacht abzufahren. Dieses ent-

spricht pro Werktag etwa 25 Lkw-Fahrten (10 m³ Abraum pro Lkw). Für die Materialversorgung 

der Baustelle sind fünf allgemeine Lkw-Transporte sowie etwa acht Transporte mit Tübbingen 

pro Tag am Startschacht von Montag bis Samstag vorgesehen. 

2.4.7.3 Baustelleneinrichtung 

Für die Baustelleneinrichtung wird auf der Seite der Startbaugrube nach derzeitigem Pla-

nungsstand (Beginn Entwurfsplanung) von einem Flächenbedarf von ca. 5,5 ha ausgegangen. 

Die Größe setzt sich aus den benötigten Flächen für den Tunnelbau und den Mutterbodenla-

gerfächen (ca. 1/3 der gesamten beanspruchten Fläche) zusammen. Neben dem Tunnelbau 

sind die Flächen auch ausreichend für die nächsten Bauabschnitte wie Schachtausbau und 

Kabeleinbau. 

Für die Zielbaustelle liegt der Flächenbedarf bei ca. 3,0 ha, basierend auf aktuellen Planungs-

stand. Die Größe wird durch die benötigten Flächen für den Bau der unterirdischen Bauwerke 

bestimmt. 

Die gesamte BE-Fläche muss aufgrund der Marschböden und hohen Wasserstände im Unter-

grund ausreichend befestigt werden.  

Die Startbaugruben- bzw. Zielbaugrubenseite haben sehr verschiedene Anforderungen an die 

Infrastruktur, gleichzeitig aber auch wesentlich unterschiedliche Auswirkungen auf die Umge-

bung durch starke Unterschiede im Baubetrieb und im Bauverkehr. Diese Auswirkungen sind 

auf der Startbaugrubenseite deutlich höher.  

Im Vergleich der beiden Elbseiten bzgl. der o. a. Anforderungen bzw. Auswirkungen hat sich 

nach derzeitigem Planungsstand herausgestellt, dass der Startschacht auf der schleswig-hol-

steinischen Seite errichtet wird (siehe Abbildung 19), der Zielschacht in Niedersachsen (siehe 

Abbildung 20). 
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2.4.7.3.3 Entsorgung 

Eine geeignete Abwasserentsorgung ist bei beiden Seiten der Querung nicht vorhanden. 

Das anfallende Abwasser der Baustelle ist daher mit LKWs zu entsorgen. Um die Anzahl der 

LKW-Fahrten zu verringern, kann eine Wasseraufbereitungsanlage für das Bauprozesswasser 

vorgesehen werden. 

Der Aushub beim Tunnelvortrieb wird in einer Bentonitsuspension gefördert. Durch den Ein-

satz von Separationsanlagen werden die Feststoffe von der Suspension getrennt.  

Die Feststoffe aus der Suspension werden im Aushublager zwischengelagert und anschlie-

ßend per LKW abtransportiert. Das Brauchwasser wird nach derzeitigem Planungsstand in 

Becken gesammelt und abgefahren. 

2.4.7.4 Baugruben 

Für das Querungsbauwerk werden beidseitig der Elbe ca. 21 m tiefe Baugruben benötigt, in 

denen der Tunnelvortrieb beginnt und endet bzw. um die Kabel aus dem Regelquerschnitt der 

Grabenverlegung in den Tunnel zu führen.  

Nach Abschluss der Vortriebsarbeiten werden hier die Schachtgebäude mit den darüber lie-

genden Zugangsgebäuden errichtet. Seitlich an die Schachtgebäude grenzen die Muffenbau-

werke an, in denen der Zusammenschluss der Kabel zwischen dem Kabelgraben und denen 

im Querungsbauwerk erfolgt. Die Muffenbauwerke liegen weniger tief (ca. 5,2 m unter GOK) 

und erfordern gesonderte Baugruben. 

Es wird zwischen folgenden Baugruben unterschieden: 

1. Baugrube Startschacht 

2. Baugrube Zielschacht 

3. Baugrube Muffenbauwerk 

 

Abbildung 21: Grundriss Baugrube Startschacht 
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in dem flüssigkeitsgestützten Schlitz Beton im Kontraktorverfahren eingebracht, der sukzes-

sive mit dem Einbaufortschritt das Bentonit verdrängt. Die Suspension wird dabei zurückge-

wonnen. 

Der Bauablauf zur Herstellung der Schlitzwandbaugruben ist unabhängig von den Trassen-

korridoren und der Start- oder Zielbaugrube wie folgt geplant: 

1. Herstellung der Schlitzwand 

2. Teilaushub unter Wasser 

3. Absenkung Wasser auf 1,5 m unter 1. Steifenlage 

4. Einbau erste Steifenlage im trockenen Bereich 

5. Ausgleich des Wasserspiegels auf Grundwasserspiegelniveau 

6. Vollaushub bis zur Unterkante Unterwasserbetonsohle 

7. Herstellung der Unterwasserbetonsohle 

8. Rückverankerung der Unterwasserbetonsohle 

9. Teillenzen der Baugrube auf 1,5 m unter 2. Steifenlage 

10. Einbau 2. Steifenlage 

11. Ggf. teillenzen der Baugrube auf 1,5 m unter 3. Steifenlage 

12. Ggf. Einbau 3. Steifenlage 

13. Lenzen der Baugrube 

14. Einbau Arbeitsebene 

15. Einbau der Hochwasserschutzwand (Steckträger-Wand) 

16. Einsetzen der Tunnelvortriebsmaschine (in Startbaugrube) 

17. Tunnelbau (Richtung Zielbaugrube) 

18. Herstellung Schachtbauwerk 

19. Rückbau Steifen im Zuge der Rohbauerstellung 

20. Bergung der Tunnelvortriebsmaschine (Zielbaugrube), Demontage der zugehörigen Ein-

richtungen (Start- und Zielbaugrube) 
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Abbildung 23: Schematische Darstellung Herstellung der Schlitzwand 

Quelle: Bauer Spezialtiefbau 

Als wasserundurchlässiger Verbau kann unter den verschiedenen Bohrpfahlwandverfahren 

nur eine überschnittene Bohrpfahlwand zum Einsatz kommen. Das Verfahren wird jedoch auf-

grund der großen Herstellungstoleranzen unter Berücksichtigung auch gegenläufiger Nei-

gungsabweichungen und der damit einhergehenden Gefährdung der Wasserundurchlässig-

keit unter den gegebenen Randbedingungen als technisch zu risikoreich eingestuft. 

Die Einbringung von Spundwänden mittels Vibrieren oder Rammen ist bei der hier erforderli-

chen Tiefe nicht mehr möglich und das Einstellen in Schlitze sehr unwirtschaftlich. 

Im Gegensatz zu Bohrpfahlwänden und Spundwänden eignet sich die Schlitzwand sehr gut 

für die Herstellung der erforderlichen Baugrubentiefen, auch unter Berücksichtigung des an-

stehenden Grundwassers. Weiterhin sind keine störenden Vibrationen oder Geräuschentwick-

lungen durch Rammen wie bei dem Einbringen von Spundwänden zu erwarten, so dass dieses 

Verfahren der Schlitzwandtechnik in Bezug auf den Einfluss Dritter ebenfalls vorteilhaft ist. 

Hinsichtlich der Baugrubensohle wird eine rückverankerte Unterwasserbetonsohle (UWBS) 

gewählt. Die Herstellung einer UWBS ist eine Möglichkeit der horizontalen Baugrubenabdich-

tung. Sie kann zur Gründung des geplanten Gebäudes genutzt werden. Die Arbeitsschritte zur 

Erstellung einer UWBS werden in den folgenden Abbildungen dargestellt. 
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Abbildung 24: Arbeitsablauf zur Herstellung einer Unterwasserbetonsohle 

Quelle: berlin.de 

Bis zum Erreichen der Grundwassergrenze erfolgt ein regulärer Aushub innerhalb der vorhan-

denen, vertikalen Baugrubenumschließung (1). Anschließend erfolgt der Aushub von einem 

Schwimmponton oder vom Baugrubenrand aus innerhalb des Grundwassers als so genannter 

Nassaushub (2). Da beim Nassaushub immer ein Gemisch aus Grundwasser und Baugrund 

ausgehoben wird und ein starkes Nachströmen von Grundwasser durch die noch offene Sohle 

zu verhindern ist, muss sichergestellt werden, dass der Wasserspiegel durch Zuführen von 

Ballastierungswasser gehalten wird. Andernfalls kann es aufgrund der Wasserdruckdifferen-

zen zwischen dem Inneren und dem Äußeren der Baugrube in Abhängigkeit des anstehenden 

Baugrundes zum Eintragen von Feinstmaterial oder sogar zum Aufbruch des Baugrundes 

kommen. Weiterhin kann der Bodenaushub nicht unmittelbar abgefahren werden, sondern ist 

auf dem Baufeld zur Entwässerung für wenige Tage zwischen zu lagern. Nach Aushub der 

Baugrube bis zur Gründungsebene der geplanten Unterwasserbetonsohle wird die Rückver-

ankerung erstellt (3). Anschließend müssen die Baugrubenwände im Bereich der Unterwas-

serbetonsohle sowie die Köpfe der Rückverankerung durch spezialisierte Bautaucher von Sus-

pensionsresten und Schlamm gereinigt werden, um einen sicheren Verbund zu gewährleisten. 

Die Betonage der UWBS erfolgt anschließend im Kontraktor-Verfahren, d.h. dass der Beton 

durch ein Betonierrohr oder einen Schlauch kontinuierlich eingebracht wird. Dabei taucht das 

Betonierrohr oder der Schlauch dauerhaft in den frischen Beton ein, der so seitlich und auf-

wärts verdrängt wird. Einschlüsse und Entmischungen sollen so verhindert werden. 

Ordnungsgemäß ausgeführte UWBS sind wasserdicht und weisen in der Regel geringe Rest-

wasserraten auf, örtliche Undichtigkeiten können durch nachträgliches Verpressen ohne grö-

ßeren Aufwand gedichtet werden.  

2.4.7.5 Tunnelbau 

Aufgrund der hohen Frequenz des Schiffverkehrs mit Anforderungen an Fahrrinnenbreite und 

-tiefe, Logistik und sicherheitstechnische Gesichtspunkte kann die Querung der Elbe nur in 
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Kabels auf ein Minimum reduziert werden. Sollte es zu einem Fehler in dem Kabel eines akti-

ven Systems im Tunnel kommen, kann das Notfallkabel als Ersatz für das fehlerhafte Kabel in 

Betrieb genommen werden. 

Die Planung der Kabelauflagerung im Tunnel ist Aufgabe der Kabelhersteller. Seitens der Tun-

nelplanung werden als Grundlage für die Planung Ankerschienen und Konsolen bereitgestellt. 

Auch die Planung des Stahlbaus für die Kabelführung in den Schachtbauwerken ist Aufgabe 

der Kabelhersteller. Seitens der Tunnelplanung sollen Verankerungsplatten für Schweißver-

bindungen erstellt werden. Die hier wiedergegebenen Angaben zur Kabelauflagerung ent-

stammen den Angaben aus der Voranfrage der Kabelhersteller sowie der Kabellogistikstudie. 

Innerhalb des Tunnels werden in den Vortriebsrohren/ Tübbingen in regelmäßigen Abständen 

umlaufend Ankerschienen für die Kabelführung und -halterung vorgesehen. Die Kabel werden 

im Bereich der Halterung auf Sattelschalen gelagert und fixiert. 

Das Verfahren des eigentlichen Kabeleinzugs in das Querungsbauwerk wurde in einer Kabel-

logistik-Studie untersucht. Die Anforderungen, die sich daraus an das Bauwerk ergeben, wur-

den in die Planung einbezogen.  

2.4.8 Emissionen und Emissionsquellen 

2.4.8.1 Emissionen während der Bauphase 

Während der Bauphase kommt es zu baustellentypischen Geräusch- und Staubemissionen, 

wie diese beim Durchführen von Tiefbauarbeiten und den anfallenden Transporten üblich sind. 

Dies schließt Geräusche, die bei Transporten zur und von der Baustelle stattfinden, mit ein.  

Geräusch- und Staubemissionen entstehen auch aus dem An- und Abtransport der erforderli-

chen Baumaterialien, -geräte und Erdkabel. Durch den Tunnelbau selbst sind Erschütterungen 

in geringem Umfang zu erwarten, die oberhalb des Bohrgeräts als Vibrationen wahrzunehmen 

sind. Während der Herstellung der Schächte können Erschütterungen entstehen, die im Be-

reich der nächstgelegenen Wohnflächen als störend wahrgenommen werden können. 

Staubemissionen können insbesondere durch Befeuchtung und regelmäßige Reinigung der 

Zufahrtsstraßen minimiert werden.  

Die eigentlichen Tunnelbauarbeiten (Dauer rund 16 Monate) finden an 24h/d und 7d/Woche 

statt. Dabei entstehen auch nachts Lärm- und Lichtemissionen durch die zugehörigen Trans-

port- und Logistikarbeiten auf der BE-Fläche im Zuge des 24h/d-Tunnelvortriebes. Baube-

dingte Lärmimmissionen sind durch einen ordnungsgemäßen Baubetrieb sowie durch weitere 

Maßnahmen wie mobile Lärmschutzwände zu minimieren (siehe u. a. AVV Baulärm und TA 

Lärm in Verbindung mit der 32. BImSchV). LKW-Transporte zum An- und Abtransport von 

Materialien finden ausschließlich werktags im Zeitraum zwischen 7:00 und 18:00 Uhr statt.  

Für die einzelnen Bauphasen werden nachfolgend musterhaft Baugeräte benannt. Diese stel-

len Schall- und Staubemissionsquellen während des Baubetriebs dar. Die Einhaltung der Im-

missionsrichtwerte gem. AVV Baulärm wird unter Einsatz geeigneter Maßnahmen angestrebt 
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2.4.8.3 Erwärmung 

Der Betrieb von Kabeln führt zu Verlusten im Leiter und somit zu einer Erwärmung der Kabe-

lumgebung (vgl. Kapitel 2.3.5.3). Um eine Erwärmung des Tunnels und der Kabel zu vermei-

den, muss ein umfangreicher Luftaustausch im Tunnel erfolgen. An den Schachtbauwerken 

wird damit eine Freisetzung von Wärme erfolgen. Da die aus der Lüftungsanlage austretende 

warme Luft (ca. 35°C) im Regelfall schnell aufsteigen und aufgrund der günstigen austausch-

reichen Klimalage zügig verteilt wird, sind erhebliche nachteilige Auswirkungen auf Flora und 

Fauna auszuschließen.  

2.4.9 Wartungsarbeiten im Betrieb 

Das Querungsbauwerk wird gemäß den aktuell gültigen Normen einer regelmäßigen Bauwerk-

sprüfung unterzogen.  

Die Bauwerksprüfung erfolgt im Abstand von 3 Jahren. Die einfache Bauwerksprüfung wird 

nach 3 Jahren das erste Mal durchgeführt und anschließend jedes 6. Jahr. Die Hauptprüfung 

wird jedes 6. Jahr durchgeführt, im Wechsel mit der einfachen Bauwerksprüfung. 

2.4.10 Hochwasserschutz  

Der Hochwasserschutz für die Baustellen ist kontinuierlich gewährleistet, da sich die Baufelder 

und Tunnelschachtbauwerke im hochwassersicheren Hinterland befinden. Ein separater 

Hochwasserschutz ist nicht erforderlich.  

Für den unwahrscheinlichen Fall eines Deichbruchs oder Wassereinbruchs in den Tunnel wird 

die Baugrubenumrandung soweit erhöht, dass beim Deichbruch die Baugrube und beim Was-

sereinbruch das Hinterland nicht überflutet werden. 

Bei besonderen Hochwasserereignissen wird zusätzlich der Vortrieb für die Dauer des Ereig-

nisses unterbrochen. 

Im Endzustand wird das gesamte Querungsbauwerk wasserundurchlässig ausgebildet. Es 

wird im Fall von kritischen Hochwasserereignissen gegen das Eindringen von Wasser im Fall 

eines Deichbruchs gesichert. Die Lüftung des Querungsbauwerks erfolgt über einen seitlichen 

Anbau am Zugangsgebäude. Der Lüftungsschacht wird aus Hochwasserschutzgründen über 

Dach geführt und erhält hier vier Zu-/ Abluftöffnungen. 

2.5 Planungsrelevante Kenntnislücken und Prognoseunsicherheiten 

Exakte Angaben zur Breite des Arbeitsstreifens oder des Schutzstreifens in der Betriebsphase 

hängen von der eingesetzten Technologie zum Stromtransport (verwendetes Erdkabel) sowie 

der Bautechnologie bzw. Bauorganisation ab (getaktetes Bauverfahren oder gleichzeitige Gra-

benherstellung), aber auch von den konkreten Baugrundverhältnissen (Bodenaufbau, geolo-

gischer Untergrund ggf. mit Bauerschwernissen wie Marsch- und Moorböden, Fremdleitungen) 

und der Geländebeschaffenheit (zu querende Infrastrukturen, etc.). Deshalb wird in dieser Un-

terlage, bei Technologieoffenheit bzw. Bautechnologie sowie des verwendeten Erdkabels von 
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Das BfN weist dem Projekttyp Höchstspannungs-Erdkabel (offene oder geschlossene Bau-

weise) Wirkfaktoren einschließlich einer Relevanzbeurteilung zu. Diese Einteilung ist mit Be-

zug auf die Belange der maßgeblichen Bestandteile von Natura 2000-Gebieten entstanden 

(z. B. FFH-Lebensraumtypen (LRT) und Anhang II-Arten). Sie berücksichtigt aber auch Aus-

wirkungen auf bspw. Boden, Wasser und Luft, sofern diese wiederum Auswirkungen auf die 

FFH-LRT bzw. -Arten haben können. 

Für das Gesamtvorhaben SuedLink wurde diese Liste überprüft und auf die Schutzgüter des 

UVP-Berichts erweitert. Die folgende Betrachtung der Wirkfaktoren beinhaltet also neben den 

FFH-verbundenen-Themen (Schutzgüter Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, Boden, 

Wasser, Klima und Luft) auch die Schutzgüter Menschen, insbesondere die menschliche Ge-

sundheit, Fläche, Landschaft, Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter sowie die Wechselwir-

kungen untereinander. Dafür wurden die Definitionen der Wirkfaktoren teilweise angepasst 

oder ergänzt (s.u.).  

Die folgenden Wirkfaktoren der Aufstellung des BfN sind beim Gesamtvorhaben SuedLink ent-

sprechend der Vorhabensbeschreibung und unter Berücksichtigung der örtlichen Gegeben-

heiten im fTK nicht zu erwarten und werden daher nicht weiter berücksichtigt: 

2-3 Intensivierung der land-, forst- oder fischereiwirtschaftlichen Nutzung 

2-4 Kurzzeitige Aufgabe habitatprägender Nutzung/ Pflege 

2-5 (Länger) andauernde Aufgabe habitatprägender Nutzung/ Pflege 

3-2 Veränderung der morphologischen Verhältnisse 

3-4 Veränderung der hydrochemischen Verhältnisse (Beschaffenheit) 

4-2 Anlagebedingte Barriere- oder Fallenwirkung/ Mortalität 

6-1 Stickstoff- u. Phosphatverbindungen/ Nährstoffeintrag 

6-3 Schwermetalle 

6-4 Sonstige durch Verbrennungs- u. Produktionsprozesse entstehende Schadstoffe 

6-5 Salz 

6-8 Endokrin wirkende Stoffe 

7-2 Ionisierende/ radioaktive Strahlung 

8-3 Bekämpfung von Organismen (Pestizide u. a.) 

8-4 Freisetzung gentechnisch neuer bzw. veränderter Organismen 

Tabelle 9 zeigt eine Übersicht über die auf der Planfeststellungsebene nach § 21 NABEG zu 

berücksichtigenden projektbedingten Wirkfaktoren, unterteilt in die Kategorien Bau, Anlage 

und Betrieb für die jeweiligen Schutzgüter. Im nachfolgenden Kapitel 3.2 werden die in der 

Tabelle aufgeführten Wirkfaktoren im Hinblick auf ihre Wirkweiten und die Empfindlichkeiten 

der Schutzgüter beschrieben, um im Anschluss die schutzgutspezifischen Untersuchungs-

räume auszuweisen. Hierbei werden auch Maßnahmen wie beispielsweise Lärmschutzwände 
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berücksichtigt, die Bestandteil der technischen Bauausführung sind (vgl. Kapitel 2.3). Auch die 

Tatsache, dass bestimmte Wirkfaktoren über Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

indirekte Auswirkungen auf Schutzgutfunktionen haben können, wird in den textlichen Erläu-

terungen berücksichtigt. 
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Klima und Luft 

Temporäre Überbauungen oder Versiegelungen im Bereich der Zuwegungen, BE-Flächen und 

des Schutzstreifens haben eine kurzzeitige Minderung der klimatischen Funktion dieser Flä-

chen zur Folge. Im Bereich von oberirdischen Bauwerken tritt ein vollständiger Verlust der 

dortigen Funktionen für das Klima ein. 

Es kann davon ausgegangen werden, dass die Funktionsverluste auf den Bereich des Mikro- 

/ Mesoklimas beschränkt bleiben. 

Landschaft 

Temporäre Überbauungen oder Versiegelungen im Bereich der Zuwegungen, BE-Flächen und 

des Schutzstreifens haben eine kurzzeitige Minderung der Landschaftsbildqualität zur Folge. 

Im Bereich der Schachtstandorte und von anderen oberirdischen Bauwerken tritt ein vollstän-

diger Verlust der dortigen Funktionen ein. Dies ist insbesondere dann relevant, wenn land-

schaftsbildprägende Strukturen von Überbauung betroffen sind. Für die geschlossene Bau-

weise sind Auswirkungen in geringerem Umfang und temporär im Bereich von Zuwegungen, 

BE-Flächen sowie Start- und Zielgruben zu erwarten. 

Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

Das Schutzgut kann durch eine baubedingte temporäre Flächeninanspruchnahme von oberir-

dischen Baudenkmalen (z. B. Wegkreuzen) betroffen sein, was einen Verlust von Kulturstätten 

und sonstigen Sachgütern zur Folge hätte. Dauerhaft können sich Beeinträchtigungen für das 

Schutzgut lediglich anlagebedingt durch die Errichtung größerer oberirdischer Bauwerke oder 

betriebsbedingt durch die Freihaltung von Waldschneisen für Denkmale mit Umgebungsschutz 

ergeben. 

Die Beeinträchtigung von Bodendenkmalen durch Bodenveränderungen wird unter dem Wirk-

faktor 3-1 Veränderung des Bodens bzw. des Untergrundes betrachtet. 

3.2.2 Veränderung der Habitatstruktur/ Nutzung (Wirkfaktorengruppe 2) 

3.2.2.1 Direkte (und indirekte) Veränderung von Vegetations-/Biotopstrukturen (Wirkfaktor 2-1) 

Der Wirkfaktor 2-1 umfasst alle vorhabenbedingten Veränderungen der Vegetationsdecke, die 

zu Beschädigungen, einem Verlust oder zu neuen Vegetations- bzw. Habitatverhältnissen füh-

ren. Nach Fertigstellung des Vorhabens gehen die Flächen der Schachtbauwerke, Stellflächen 

und Zufahrten als Lebensraum verloren, die übrigen Flächen werden der ursprünglichen Nut-

zung übergeben oder werden gärtnerisch gestaltet. Bei letzteren sind in erster Linie baube-

dingte Wirkungen im Zuge der Baustellenfreimachung und der eigentlichen Bautätigkeiten im 

Bereich des Arbeitsstreifens, der Zuwegungen und BE-Flächen relevant, die sowohl von der 

offenen als auch der geschlossenen Bauweise ausgehen.  

Durch die geschlossene Bauweise können die Beeinträchtigungen, wie bereits beim Wirkfak-

tor 1-1 erläutert, deutlich minimiert werden. Die Bauzeit ist für die einzelnen Bauabschnitte 

(vgl. Kapitel 2.3.3.4) in der Regel auf wenige Monate beschränkt. Nach Abschluss der Arbeiten 
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Bei Gehölzbiotopen kommt es bei der offenen Kabellegung zu einer grundsätzlichen Verän-

derung des Lebensraums, da tiefwurzelnde Gehölze im Schutzstreifen nicht zugelassen sind. 

Weiterhin ist im Falle von neuen oder erweiterten Waldschneisen mit einer Veränderung der 

Lebensraumqualität durch Änderungen des Waldklimas sowie erhöhter Waldbruch-/ Wind-

wurfgefahr zu rechnen. Die Reichweite der Windwurfgefahr wird mit bis zu 40 m vom Arbeits-

streifen angenommen. Indirekte Auswirkungen auf Biotope durch Veränderungen des Bodens, 

des Bodenwasserhaushalts oder durch Wärmeemissionen des Erdkabels werden bei den je-

weiligen Wirkfaktoren beschrieben (Wirkfaktoren 3-1, 3-3, 3-5).  

Klima/ Luft 

Für die Schutzgüter Klima/ Luft können Beeinträchtigungen entstehen, sofern in Gehölzbio-

tope eingegriffen wird, die wichtige Funktionen zur (lokalen) Klimaregulation oder zur Luftqua-

lität sowie zur CO2-Speicherfunktion einnehmen. 

Durch die Schaffung von Waldschneisen können bei der offenen Bauweise kleinklimatische 

Veränderungen in angrenzenden Waldbereichen hervorgerufen werden, da in den Randberei-

chen des Waldes u. a. der Lichteinfall und die Luftbewegung zunimmt, während die Luftfeuchte 

insgesamt verringert wird. Dies kann zur Veränderung der Artenzusammensetzung in diesen 

Bereichen führen. Betroffen von dieser Wirkung sind die an die Schneise angrenzenden Wald-

bereiche in einer Tiefe, die etwa der doppelten Bestandshöhe entspricht. Für die geschlossene 

Bauweise sind keine Auswirkungen zu erwarten, da im Bereich des Kabels aufgrund der tie-

feren Lage kein Schutzstreifen benötigt wird. 

Landschaft 

Temporäre Auswirkungen durch die Anlage von BE-Flächen, Zuwegungen und den Arbeits-

streifen und den damit einhergehenden Abschub der Vegetationsdecke im Offenland werden 

als nicht relevant eingestuft. Dauerhafte Veränderungen des Landschaftsbildes und der Kul-

turlandschaft und eine damit einhergehende Beeinträchtigung der Erholungseignung ist in ers-

ter Linie bei einer offenen Bauweise in Wäldern durch den Schutzstreifen möglich (Schneisen-

bildung), da sich hierdurch das Erscheinungsbild von geschlossenen Gehölzbeständen verän-

dern kann und neue Sichtbeziehungen entstehen können. Für die geschlossene Bauweise 

können sich hier lediglich in ausgedehnten Waldflächen Veränderungen der Sichtbeziehungen 

durch Gehölzentfernungen ergeben, wenn eine vollständige Unterbohrung nicht möglich ist 

und eine (oder mehrere) weitere Start- und Zielgruben im Wald eingerichtet werden müssen 

und hierfür von den Waldrändern aus Zuwegungen (also Waldschneisen) anzulegen sind. 

Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter  

Für das Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter können sich baubedingt im Be-

reich des Arbeitsstreifens, der Zuwegungen und BE-Flächen kleinräumig temporäre Verände-

rungen bedeutsamer Kulturlandschaftsbestandteile (z. B. Wölbäcker) ergeben, die sich jedoch 

nach Abschluss der Bauarbeiten im Offenland mit sich schnell regenerierenden Biotopen zum 

Ausgangszustand zurückentwickeln können. Lediglich im Bereich des Schutzstreifens in Wäl-

dern, in Sonderkulturen sowie in Halboffenlandschaften oder bei oberirdischen Anlagen sind 

ein Verlust von Kulturstätten und sonstigen Sachgütern und damit dauerhafte Auswirkungen 
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und somit zu temporären Einschränkungen der Zugänglichkeit von Flächen kommen. Dies 

kann auch Auswirkungen auf die landwirtschaftliche Nutzbarkeit haben.  

Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt 

Während der Bauphase kann es bei der offenen Bauweise im Bereich der BE-Flächen, des 

Arbeitsstreifens und der Zufahrten zu Barriereeffekten zwischen (Teil-)Lebensräumen und zur 

Störung von Austausch- und Wechselbeziehungen kommen. Nach Beendigung der Bautätig-

keiten sind die entsprechenden Bereiche in Abhängigkeit der betroffenen Ausgangsbiotope 

sowie ihrer Regenerierbarkeit mit Ausnahme der Schachtbauwerke und der Zuwegungen wie-

der nutzbar. Somit sind Barrierewirkungen in sich langsam regenerierenden Waldbiotopen vor 

allem angesichts der betriebsbedingten Freihaltung des Schutzstreifens als dauerhaft einzu-

stufen. Betroffen von Barriereeffekten sind Arten mit sehr geringer Mobilität oder enger Bin-

dung an Gehölzbiotope. Weiterhin können sich für aquatisch lebende Arten bei offenen Ge-

wässerquerungen aufgrund der erforderlichen Einstauung temporäre Auswirkungen von Wan-

derbeziehungen ergeben.  

Landschaft 

Bei Querungen von Wegen und Straßen in offener Bauweise oder sonstigen Flächeninan-

spruchnahmen kann es für die Zeit der Bautätigkeiten zu einer Unterbrechung von Wege- und 

Wanderbeziehungen kommen, die die Erholungsfunktion der Landschaft temporär einschrän-

ken kann. Nach Fertigstellung der jeweiligen Bauabschnitte sind die betroffenen Infrastruktu-

ren mit Ausnahme der dauerhaft für die Schachtbauwerke und Nebenanlagen benötigten Flä-

chen wieder vollumfänglich nutzbar. 

3.2.4.2 Fallenwirkung/ Individuenverluste (Wirkfaktor 4-1) 

Eine baubedingte Fallenwirkung für Tiere mit einhergehenden Individuenverlusten kann durch 

den offenen Kabelgraben oder Baugruben entstehen. Der Wirkfaktor umfasst zudem Individu-

enverluste, die infolge der bauzeitlichen Tätigkeiten (Baustellenfreimachung und -verkehr, 

Aushub des Kabelgrabens etc.) entstehen. Der Wirkfaktor ist lediglich für das Schutzgut Tiere, 

Pflanzen und die biologische Vielfalt relevant. Wechselwirkungen zu anderen Schutzgütern 

können daher ausgeschlossen werden. 

Der Wirkraum für die baubedingte Fallenwirkung umfasst die BE-Flächen und Zufahrten, den 

Kabelgraben (offene Bauweise) sowie Baugruben (geschlossene Bauweise). 

Für baubedingte Individuenverluste lassen sich der gesamte Arbeitsstreifen und ggf. außer-

halb des Arbeitsstreifens befindliche BE-Flächen sowie Zufahrten als Wirkraum abgrenzen. 

Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt 

Innerhalb des Schutzgutes besteht für an den Boden gebundene Tiere, vor allem für solche 

mit einem ausgeprägten Wanderverhalten, die Gefahr, in den offenstehenden Kabelgraben 

oder in Baugruben zu fallen. Hierdurch besteht einmal die Gefahr der Verletzung durch den 

Sturz oder aber des Ertrinkens in Gruben mit hoch anstehendem Wasser, verbunden mit einer 

erhöhten Prädationsrate.  
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ren. Aufgrund der mehrjährigen Bautätigkeit sind hiervon insbesondere Wohngebäude im Um-

feld der Schachtstandorte betroffen. Allerdings werden als Bestandteil der technischen Bau-

ausführung Maßnahmen ergriffen, um die festgelegten Richtwerte für Lärmimmissionen ein-

zuhalten.  

Im übrigen Trassenbereich kann sich auch bei Einhaltung der festgelegten Richtwerte (BIm-

SchG/ AVV Baulärm) für die Dauer von einigen Wochen eine Minderung der Wohn- und Erho-

lungsfunktion ergeben. Grundsätzlich werden im Zuge der standardisierten technischen Bau-

ausführung Maßnahmen (Verwendung von Lärmschutzwänden) ergriffen, um die vorgegebe-

nen Richtwerte (Schallpegel) einzuhalten, so dass Auswirkungen durch den Wirkfaktor nicht 

zu erwarten sind. Anlage- und betriebsbedingt entstehen durch das Erdkabel keine Auswir-

kungen. 

Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt 

Auswirkungen von Lärm auf Tiere sind wissenschaftlich belegt und können bei lärmempfindli-

chen Tierarten zu Flucht- und Meideverhalten, einer erhöhten Prädationsrate oder einem Aus-

fall des Fortpflanzungserfolgs (z. B. durch Maskierungseffekte, Individuenverluste durch die 

Aufgabe von Brutplätzen) führen. Im Unterschied zu Verkehrslärm stellt Baustellenlärm in aller 

Regel keinen Dauerlärm dar, da ausreichend Phasen mit geringer Schallemission auftreten, 

um Maskierungseffekte ausschließen zu können. Plötzliche, abrupte Lärmereignisse können 

aber Scheuchwirkungen nach sich ziehen, die zu Fluchtverhalten führen und unter bestimmten 

Bedingungen zu Individuenverlusten (z. B. Aufgabe von Gelegen bei Vögeln) führen können. 

In der Regel werden akustische Reize durch stärker wirkende visuelle Reize (Wirkfaktor 5-2) 

überlagert und mit diesem Wirkfaktor zusammen betrachtet  

Kontinuierliche Lärmemissionen, die als Dauerlärm einzustufen sind, können dagegen im Be-

reich der Schachtbaustelle sowie ggf. weiteren Bereichen mit geschlossener Bauweise auftre-

ten. In diesen Fällen sind auch Maskierungseffekte zu prüfen. Für Dauerlärm wird die Wirk-

reichweite anhand des Gutachtens zum Immissionsschutz ermittelt und anhand der 47 dB(A)-

Isophone als Untersuchungsraum angesetzt. 

Landschaft 

Für das Schutzgut Landschaft kann während der Bauphase und in Intervallen auch betriebs-

bedingt durch Arbeiten im Schutzstreifen eine temporäre Minderung der Erholungseignung 

durch den Baustellenverkehr und Baumaschinen an und in der Umgebung von Bauabschnitten 

eintreten. 

3.2.5.2 Optische Veränderungen/ Bewegungen (Wirkfaktor 5-2) 

Dieser Wirkfaktor umfasst alle visuell wahrnehmbaren Reize außer Licht, die einen negativen 

Einfluss auf die Schutzgüter ausüben können. Bei Erdkabelvorhaben ist der Wirkfaktor wäh-

rend der Bauphase durch den Baustellenverkehr sowie durch Baufahrzeuge und menschliche 

Anwesenheit relevant. Anlagenbedingt ist das Erscheinungsbild der sichtbaren Schachtge-

bäude zu betrachten. Betriebsbedingte optische Reizauslöser treten in regelmäßigen Interval-

len im Zuge der Trassenpflege auf (außer in Bereichen der geschlossenen Querung, da dort 

kein Schutzstreifen benötigt wird). Diese sind allerdings zu vernachlässigen, da ihr Ausmaß in 
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Gesichtspunkten unter maßgeblicher Berücksichtigung der einschlägigen Vorschriften des 

Fachrechts zu bestimmen.  

Das Erdkabel sowie das Tunnelbauwerk werden unter Einsatz erprobter Technik (Materialein-

satz usw.) gebaut und betrieben. Eine Anfälligkeit für schwere Unfälle und Katastrophen ist 

somit zusammenfassend nicht gegeben. Im UVP-Bericht wird entsprechend nicht über diese 

Beschreibung hinaus auf die Anfälligkeit für Unfälle und Katastrophen eingegangen. Die vom 

Vorhaben ggfs. hervorgerufene Unfälle und Katastrophen sind nicht Betrachtungsgegenstand 

dieses Punktes, sondern sind den allgemeinen Beschreibungen zur Vorhabenwirkung (vgl. 

Kapitel 3 und Kapitel 3.2) zu entnehmen. 
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Ziel des UVP-Berichts ist die Beschreibung der zu erwartenden erheblichen Umweltauswir-

kungen des Vorhabens und der geprüften vernünftigen Alternativen sowie die Angabe der we-

sentlichen Gründe für die Auswahl. Ausführungen zum themenübergreifenden Alternativen-

vergleich siehe Kapitel 4.4.  

Beschreibung des Vorhabens (§ 16 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 UVPG) 

Aus den technischen Erläuterungen zum Vorhaben (vgl. Kapitel 2.4) werden die relevanten 

Angaben zum Vorhaben, zur Art, zum Umfang und zur Ausgestaltung sowie zur Größe heran-

gezogen. Dazu zählen auch Maßnahmen zur Verringerung oder Ausschluss von Umweltaus-

wirkungen, die integraler Bestandteil der technischen Ausführung sind. 

Basierend auf diesen Angaben erfolgt die Ermittlung möglicher nachteiliger vorhabenbedingter 

Auswirkungen auf die Schutzgutfunktionen sowie eine Beurteilung ihrer Erheblichkeit. 

Untersuchungsraum (§ 16 Abs. 1 Nr. 2 UVPG) 

Grundlage für die Festlegung des Untersuchungsraumes bildet der im Zuge der Grobtrassie-

rung entwickelte Trassenvorschlag einschließlich der Alternativen inklusive der für die Errich-

tung der notwendigen oberirdischen Bauwerke des Tunnelbauwerks (Betriebs- und Zugangs-

gebäude) erforderlichen Arbeitsflächen sowie die in Kapitel 3 der hier vorliegenden Antrags-

unterlagen ermittelten Wirkräume der relevanten Wirkfaktoren des Vorhabens.  

Aufgrund der unterschiedlichen Wirkfaktoren und Wirkräume, die auf die schutzgutspezifi-

schen Funktionen wirken, sowie unterschiedliche schutzgutbezogene Empfindlichkeit werden 

die Untersuchungsräume innerhalb der Schutzgüter gesondert festgelegt. Detailliertere Erläu-

terungen zu den jeweiligen Untersuchungsräumen sind Kapitel 3.3 zu entnehmen. Der maxi-

mal schutzgutspezifisch ausgewiesene Untersuchungsraum beträgt 500 m beidseits des Tras-

senvorschlags und der Alternativen sowie um die oberirdischen Anlagen und sonstigen Ar-

beitsflächen. 

Datengrundlagen und Methode der Bestandserfassung, -darstellung (§ 16 Abs. 1 Nr. 2 
UVPG) 

In den Kapiteln 4.1.2 bis 4.1.9 werden die zu verwendenden Datengrundlagen detailliert 

schutzgutspezifisch aufgelistet. 

Für die Unterlagen gemäß § 21 NABEG werden alle bereits auf Bundesfachplanungsebene 

und für die Antragsunterlagen nach § 19 NABEG verwendeten Bestandsdaten der Fachbehör-

den auf Bundes-, Landes- und Regionalebene unter Berücksichtigung der neuen schutzgut-

spezifischen Untersuchungsräume verwendet. Die Daten werden durch erneute Abfragen ak-

tualisiert und konkretisiert. Zusätzlich werden Bestandsdaten und Informationen von Lokalbe-

hörden sowie Informationen aus der Antragskonferenz nach § 20 NABEG eingeholt und be-

rücksichtigt. Neben der Verwendung von Bestandsdaten sind für bestimmte Schutzgüter Kar-

tierungen und Untersuchungen geplant. Ausführungen hierzu sind in den Unterkapiteln zu den 

einzelnen Schutzgütern sowie den weiteren für den Plan zu erstellenden Unterlagen und Gut-

achten (Kapitel 4.3) aufgeführt. 
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und wirtschaftlicher Sicht günstigsten Trassenverlauf zu ermitteln. Entsprechend den unter-

schiedlichen Zielstellungen ist auch die Maßstabsebene sowie Beurteilungstiefe auf Ebene 

der Planfeststellung deutlich detaillierter als auf Ebene der Bundesfachplanung. So wurden 

Belange und Wirkfaktoren, die lediglich unter Kenntnis der konkreten örtlichen Gegebenheiten 

oder technischer Angaben beurteilt werden können nicht in der Bundesfachplanung berück-

sichtigt, müssen jedoch für die Planfeststellung ergänzend mit aufgenommen werden.  

4.1.1.5 Aussagen zur grenzüberschreitenden UVP 

Da die prognostizierten Wirkweiten des geplanten Gesamtvorhabens SuedLink deutlich gerin-

ger sind als die Distanz des Vorhabens zu jeglichen Grenzen der benachbarten Länder von 

Deutschland, können potenzielle Beeinträchtigungen gänzlich ausgeschlossen werden. Auch 

die in Kapitel 3 für die Planfeststellung aufgeführten zu betrachtenden Wirkfaktoren und deren 

Wirkweiten zeigen, dass durch das Vorhaben keine nennenswerten Auswirkungen zu erwar-

ten sind, die über eine Entfernung von 500 m hinausgehen.  

Eine weitergehende Betrachtung grenzüberschreitender Auswirkungen kann somit entfallen.  

4.1.1.6 Umgang mit raumordnerischen Belangen 

Als Grundlage für den Umgang mit raumordnerischen Belangen im UVP-Bericht der Ebene 

nach § 21 NABEG dient die Raumverträglichkeitsstudie (RVS) der Bundesfachplanung 

(§ 8 NABEG) sowie die Entscheidung gemäß § 12 NABEG, welche eine Begründung enthält, 

in der die Raumverträglichkeit im Einzelnen dargestellt ist.  

Die raumordnerischen Belange, für die im Zuge der RVS (§ 8 NABEG) keine Konformität fest-

gestellt wurde und/ oder für die die Konformität nur unter bestimmten Maßgaben (unter Be-

rücksichtigung der Maßgaben und Hinweise aus der Entscheidung gemäß § 12 NABEG) her-

gestellt werden kann, werden in der Bearbeitung einem oder mehreren UVP-Schutzgütern zu-

geordnet und in diese integriert, sofern diese nicht über die Unterlage der sonstigen öffentli-

chen und privaten Belange abgearbeitet werden. Dabei erfolgt ebenfalls eine Aktualisierung 

der Datengrundlage mit den Erfordernissen der Raumordnung, sowie eine Betrachtung im Zu-

sammenhang mit der Prognose hinsichtlich möglicher Umweltauswirkungen auf die Schutzgü-

ter gemäß UVPG. 

4.1.2 Schutzgut Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit 

4.1.2.1 (Schutzgutspezifischer) Untersuchungsraum 

Basierend auf den vom Vorhaben potenziell ausgehenden Wirkfaktoren wird für das Schutzgut 

ein Untersuchungsraum von 500 m beidseits des zu prüfenden Trassenvorschlags und der 

Alternativen sowie um die oberirdischen Anlagen und sonstigen Arbeitsflächen abgegrenzt 

(vgl. Kapitel 3.3). 

4.1.2.2 Methode der Bestandserfassung und -darstellung 

Für die Bestandserfassung werden die bereits in der Bundesfachplanung verwendeten Funk-

tionen herangezogen. Dabei sind nur solche Funktionen zu berücksichtigen, die innerhalb des 
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Die Wechselwirkungen zwischen der lebendigen Umwelt (Menschen, Tiere, Pflanzen) und den 

übrigen Umweltfaktoren (Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, kulturelles Erbe und 

sonstige Sachgüter) werden geprüft und dargestellt, um eine fachübergreifende Gesamtschau 

möglicher Konfliktbeziehungen zwischen Projekt und Umwelt abzubilden, die die Vernetzungs-

wirkungen zwischen den betroffenen Umweltfaktoren einbezieht. Auch die bereits in Kapitel 3 

dargestellte Wirkfaktoren-Tabelle verdeutlicht, dass Wirkfaktoren nicht alleinig auf nur ein 

Schutzgut wirken, sondern i. d. R. mehrfach relevant sind. 

Die für die Bewertung der Umweltauswirkungen des Vorhabens relevanten Wechselwirkungen 

werden bei den jeweils beteiligten Schutzgütern berücksichtigt und dort beschrieben. Zur bes-

seren Nachvollziehbarkeit werden die maßgeblich beeinflussten Wechselwirkungen zusam-

menfassend dargestellt (vgl. auch Unterlage IV.1 der Unterlagen nach § 8 NABEG). 

4.1.11 Ergebnisse der Natura 2000-Prüfungen 

Die Ergebnisse der Natura 2000-Prüfungen werden im Rahmen des UVP-Berichts zusammen-

fassend dargestellt und beurteilt. 
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4.2.6.2 Brutvögel 

Revierkartierung 

Brutvögel werden auf Probeflächen im fTK erfasst. Die Größe der einzelnen Untersuchungs-

flächen ist von der Ausdehnung der erfassten Habitat-/Biotopkomplexe abhängig; als Richt-

wert gilt ca. 20 % der Gesamtfläche, mindestens jedoch 20 % der für die jeweilige Gilde rele-

vanten Habitat-/Biotopkomplexe. 

Horstkartierung, Verhaltensbeobachtung 

Untersucht werden potenziell für Großvögel Gehölzbestände im Bereich des Trassenvor-

schlags und dessen Alternativen im Arbeitsstreifen zzgl. beidseitig eines bis zu 500 m breiten 

Puffer, der von der Stördistanz der empfindlichsten zu erwartenden Großvogelart gemäß 

GASSNER et al. (2010) abhängig ist. 

Je nach Ausprägung der Gehölzbestände wird eine Horstkartierung inklusive anschließender 

zweimaliger Besatzkontrolle durchgeführt.  

4.2.6.3 Rastvögel 

Die zu untersuchenden Rastgebiete werden aufgrund einer Recherche in Datenbanken und 

Portalen in Kombination mit einer Analyse von relevanten Landschaftsstrukturen ermittelt, wei-

terhin erfolgt eine Abstimmung zu der Thematik mit der jeweils zuständigen ONB und den 

zuständigen UNB.  

In den bedeutenden Rastgebieten (landesweite, nationale oder internationale Bedeutung) er-

folgen Bestandserhebungen mit mind. acht Begehungen im Herbst, zwei Begehungen im Win-

ter und acht Begehungen im Frühjahr, sofern wesentliche Teile (>10%) der Gebiete beein-

trächtigt werden könnten und tradierte Vorkommen störungsempfindlicher Arten anzunehmen 

sind. 

4.2.6.4 Fledermäuse 

Die Erfassungen des Artenspektrums erfolgt durch automatische akustische Erfassung in 

sämtlichen geeigneten Gehölzbeständen, in denen natürliche Quartiere vorhanden sein kön-

nen und die von dem Trassenvorschlag und dessen Alternativen inklusive den zu erwartenden 

Eingriffsbereichen gequert werden. Bei Verdacht auf baumhöhlenbewohnende Fledermausar-

ten erfolgt Netzfang zur Determination akustisch schwer bestimmbarer Arten. Werden dabei 

geeignete Individuen baumhöhlenbewohnender Arten gefangen, werden diese zur Quartier-

findung telemetriert.  

4.2.6.5 Amphibien 

Es werden zunächst potenziell geeignete Gewässer im Bereich des Trassenvorschlages und 

dessen Alternativen zusammengestellt und hinsichtlich einer möglichen Betroffenheit über-

prüft. Untersuchungen finden nur statt, sofern konkrete Betroffenheiten zu erwarten sind, die 

nicht durch die generelle Vermeidung der Inanspruchnahme der Gewässer, eine Unterbohrung 

oder durch Standardmaßnahmen (Kleintierschutzzaun) vermieden werden können.  
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Aufgrund der artspezifischen Besonderheiten kommen unterschiedliche Methoden zum Ein-

satz. Neben Sichtbeobachtungen und dem Verhören werden zur Untersuchung der Schwanz-

lurche Reusen und zur Untersuchung der Knoblauchkröte Hydrophone eingesetzt. Daneben 

werden die Gewässer durch Abkeschern beprobt und bei Bedarf Handfänge durchgeführt. 

Für Winter-/Sommerquartiere außerhalb der Gewässer und Wanderwege wird basierend auf 

den bisherigen Abstimmungen mit den Fachbehörden eine Datenabfrage bei landesweit aner-

kannten lokal kundigen Experten, bei Verbänden sowie UNBs durchgeführt.  

4.2.6.6 Xylobionte Käfer  

Auf der Grundlage einer Luftbildauswertung und den Ergebnissen der Biotoptypenkartierung 

wird eine Auswertung von potenziellen Habitaten der totholz- und mulmbewohnenden Käfer-

arten Hirschkäfer und Juchtenkäfer/ Eremit durchgeführt.  

Berücksichtigt werden potenziell geeignete Habitate im Bereich des innerhalb des fTK gelege-

nen Trassenvorschlages und der Alternativen (Arbeitsstreifen zzgl. eines Puffers von beidsei-

tig 50 m). 

Dort wird eine Strukturkartierung im Zeitraum von November 2019 bis April 2020 durchgeführt. 

Dabei werden Bäume und Baumstümpfe, welche ggf. im Rahmen der Brutbaumuntersuchun-

gen weiter betrachtet werden müssen, markiert und verortet (GPS). Diese Brutstätten werden 

bei Lage innerhalb des Eingriffsbereichs (Trassenbezug) gemäß artspezifischen Untersu-

chungszeiträumen beginnend ab Mai 2020 auf Vorkommen untersucht. 

Für den Hirschkäfer werden zusätzlich auch Lockfallen ausgebracht.  

4.2.6.7 Gewässerbegehung zur Entscheidung offener oder geschlossener Querungen 

Im Herbst 2019 wurde bereits eine Begehung aller Gewässerquerungen durchgeführt, für die 

eine Unterbohrung nicht von vornherein vorgesehen ist. Bei dieser Begehung wurde die Ein-

schätzung einer möglichen offenen Querung durch einen Gewässerökologen getroffen. 

Ebenso wurde der ggf. notwendige Kartierumfang festgestellt. Für die Einschätzung waren der 

zu erwartende Eingriffsbereich im Gewässer sowie dessen unmittelbare Umgebung 50 m 

ober- und unterseits maßgeblich. 

An den potenziell offen gequerten Gewässern erfolgen unter Berücksichtigung von artenspe-

zifischen Zeiträumen Untersuchungen von Libellen, Mollusken, Fischen, Krebsen, Amphibien, 

seltene Pflanzenarten u. a. 
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4.3.3.8 Literatur- und Quellenverzeichnis 

4.3.3.8.1 Literatur 

4.3.3.8.2 Gesetze, Richtlinien, Urteile und Verordnungen 

4.3.3.9 Anlagen 
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4.4 Alternativenvergleich 

Ziel des Alternativenvergleichs ist die Ermittlung der Vorzugstrasse (= den zu beantragenden 

Trassenverlauf des Vorhabens). Die Auswahl der Vorzugstrasse erfolgt in mehreren Arbeits-

schritten (vgl. Abbildung 26). 

 

Abbildung 26: Ablauf der Ermittlung der Vorzugstrasse  

Ausgangspunkt für die Auswahl der Vorzugstrasse sind alle Trassenalternativen, die sich aus 

der Festlegung des Untersuchungsrahmens (§ 20 Abs. 3 NABEG) ergeben.  

Teil dieser Trassenalternativen ist auch der in dem Antrag nach § 19 NABEG ermittelte Tras-

senvorschlag, welcher den ersten Vorschlag zur Grobtrassierung darstellt und im Zuge der 

Bearbeitung der Planfeststellungsunterlagen nach § 21 NABEG auf Grundlage vertiefter Er-

kenntnisse mittels Feintrassierung optimiert werden kann.  

Bei der Betrachtung der Alternativen kann es sich nur um kleinräumige Alternativen innerhalb 

des durch die Bundesfachplanungsentscheidung nach § 12 NABEG festgelegten Trassenkor-

ridors (1.000 m Breite) handeln, wodurch großräumige Alternativen ausgeschlossen sind. 

Abschichtung und Vergleiche erfolgen unter Berücksichtigung der Planungsprämissen. Bei 

den Planungsprämissen sind hier in erster Linie die Planungsleitsätze (striktes Recht) relevant, 

die als Maßstab für die Zielerfüllungsgrade herangezogen werden können. Weiterhin werden 

die Planungsgrundsätze für die Beurteilung hinzugezogen, hinsichtlich ihrer Gewichtung/ Be-

deutung stehen sie jedoch hinter den Planungsleitsätzen zurück. Neben den gesetzlichen Pla-

nungsleit- und Planungsgrundsätzen werden auch die Trassierungsgrundsätze berücksichtigt. 
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5 ANHÄNGE 

5.1 Steckbriefe Trassenvorschlag 

Die Lage der Segmente im Planfeststellungsabschnitt ist im entsprechenden Übersichtsplan 

(Anlage 1.2) dargestellt.  

Die Lage des Planfeststellungsabschnitts im Gesamtprojekt ist in der Übersichtskarte (Anlage 

1.1) dargestellt. 

Auf den nachfolgenden Textkarten wurde aus Gründen der Übersichtlichkeit auf die Darstel-

lung einer vollumfänglichen Legende verzichtet. Daher ist folgende Legende zum Verständnis 

der Textkarten heranzuziehen: 
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Abbildung 27: Legende (Seite 1/2) 
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Abbildung 28: Legende (Seite 2/2) 
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5.1.1 Trassenvorschlag Segment 004 

Vorhaben: V3 

Planfeststellungsabschnitt: A2 

Länge des Planfeststellungsabschnitts:  8,4 km  

Beginn bei Abschnitts-km: km 0,0 

Länge Trassenvorschlagssegment (TVS): 8,4 km 

Stammstreckenabschnitt: ja 
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5.1.1.4 Übersicht relevanter Alternativensteckbriefe 

Nr. Länge  Kilometrierung (Abschnitt) 

1 5,4 km km 1,5 - km 6,9 

2 6,5 km km 1,9 - km 8,4 
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5.2 Steckbriefe Alternativen 

5.2.1 Alternative 1 

 

Abbildung 31: Trassenverlauf des Trassenvorschlags und der Alternative 1 (Karte 1/3) 
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Abbildung 32: Trassenverlauf des Trassenvorschlags und der Alternative 1 (Karte 2/3) 

  


















































































